
 

AM\1162709DE.docx  PE627.752v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung 
 

2018/0114(COD) 

11.9.2018 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 
96 - 193 

Entwurf einer Stellungnahme 

Olle Ludvigsson 

(PE625.345v01-00) 

Grenzübergreifende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen 

Vorschlag für eine Richtlinie 

(COM(2018)0241 – C8-0167/2018 – 2018/0114(COD)) 



 

PE627.752v01-00 2/88 AM\1162709DE.docx 

DE 

AM_Com_LegOpinion 



 

AM\1162709DE.docx 3/88 PE627.752v01-00 

 DE 

Änderungsantrag 96 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 1 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates41 

regelt die grenzüberschreitende 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften. 

Diese Regelung leistet einen 

entscheidenden Beitrag zur Verbesserung 

der Funktionsweise des Binnenmarkts für 

Gesellschaften und zur Ausübung der 

Niederlassungsfreiheit. Die Bewertung 

dieser Regelung zeigt allerdings, dass die 

Vorschriften für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen geändert werden 

müssen. Auch empfiehlt es sich, 

grenzüberschreitende Umwandlungen und 

Spaltungen ebenfalls zu regeln. 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des 

Rates41regelt die grenzüberschreitende 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften. 

Diese Regelung leistet einen 

entscheidenden Beitrag zur Verbesserung 

der Funktionsweise des Binnenmarkts für 

Gesellschaften und zur Ausübung der 

Niederlassungsfreiheit und bietet 

gleichzeitig den Beteiligten wie 

Arbeitnehmern, Gläubigern und 

Minderheitsgesellschaftern einen 

geeigneten und angemessenen Schutz. 

Die Bewertung dieser Regelung zeigt 

allerdings, dass die Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

geändert werden müssen. Auch empfiehlt 

es sich, grenzüberschreitende 

Umwandlungen ebenfalls zu regeln. 

 

_________________ _________________ 

41 Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte 

des Gesellschaftsrechts (Kodifizierter Text) 

(ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 46). 

41 Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte 

des Gesellschaftsrechts (Kodifizierter Text) 

(ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 46). 

Or. de 

 

Änderungsantrag 97 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates40 

regelt die grenzüberschreitende 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften. 

Diese Regelung leistet einen 

entscheidenden Beitrag zur Verbesserung 

der Funktionsweise des Binnenmarkts für 

Gesellschaften und zur Ausübung der 

Niederlassungsfreiheit. Die Bewertung 

dieser Regelung zeigt allerdings, dass die 

Vorschriften für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen geändert werden 

müssen. Auch empfiehlt es sich, 

grenzüberschreitende Umwandlungen und 

Spaltungen ebenfalls zu regeln. 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates40 

regelt die grenzüberschreitende 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften. 

Diese Regelung leistet einen 

entscheidenden Beitrag zur Verbesserung 

der Funktionsweise des Binnenmarkts für 

Gesellschaften und zur Ausübung der 

Niederlassungsfreiheit und bietet einen 

Mindestschutz für eine Reihe betroffener 

Interessenträger. Die Bewertung dieser 

Regelung zeigt allerdings, dass die 

Vorschriften für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen geändert werden 

müssen. Auch empfiehlt es sich, 

grenzüberschreitende Umwandlungen und 

Spaltungen ebenfalls zu regeln. 

_________________ _________________ 

40 Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte 

des Gesellschaftsrechts (Kodifizierter Text) 

(ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 46). 

40 Richtlinie (EU) 2017/1132 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte 

des Gesellschaftsrechts (Kodifizierter Text) 

(ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 46). 

Or. en 

 

Änderungsantrag 98 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Niederlassungsfreiheit gehört 

zu den Grundprinzipien des Unionsrechts. 

Die Niederlassungsfreiheit für 

Gesellschaften umfasst nach Artikel 49 

Absatz 2 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) in Verbindung mit Artikel 54 

AEUV unter anderem das Recht auf 

(2) Die Niederlassungsfreiheit gehört 

zu den Grundprinzipien des Unionsrechts. 

Die Niederlassungsfreiheit für 

Gesellschaften umfasst nach Artikel 49 

Absatz 2 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) in Verbindung mit Artikel 54 

AEUV unter anderem das Recht auf 
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Gründung und Leitung von Gesellschaften 

im Sinne des Artikels 54 AEUV nach den 

Bestimmungen des 

Niederlassungsmitgliedstaats. Der 

Gerichtshof der Europäischen Union hat 

dies dahin ausgelegt, dass die 

Niederlassungsfreiheit den Anspruch einer 

nach dem Recht eines Mitgliedstaats 

gegründeten Gesellschaft auf Umwandlung 

in eine dem Recht eines anderen 

Mitgliedstaats unterliegende Gesellschaft 

umfasst, soweit die Voraussetzungen des 

Rechts jenes anderen Mitgliedstaats 

eingehalten sind und insbesondere das 

Kriterium erfüllt ist, das in diesem anderen 

Mitgliedstaat für die Verbundenheit einer 

Gesellschaft mit seiner nationalen 

Rechtsordnung erforderlich ist. 

Gründung und Leitung von Gesellschaften 

im Sinne des Artikels 54 AEUV nach den 

Bestimmungen des 

Niederlassungsmitgliedstaats. Der 

Gerichtshof der Europäischen Union hat 

dies dahingehend extensiv ausgelegt, dass 

die Niederlassungsfreiheit den Anspruch 

einer nach dem Recht eines Mitgliedstaats 

gegründeten Gesellschaft auf Umwandlung 

in eine dem Recht eines anderen 

Mitgliedstaats unterliegende Gesellschaft 

umfasst, soweit die Voraussetzungen des 

Rechts jenes anderen Mitgliedstaats 

eingehalten sind und insbesondere das 

Kriterium erfüllt ist, das in diesem anderen 

Mitgliedstaat für die Verbundenheit einer 

Gesellschaft mit seiner nationalen 

Rechtsordnung erforderlich ist. Darüber 

hinaus sind zusätzliche Elemente wie das 

Vorhandensein von Kriterien der 

wirtschaftlichen Substanz besonders zu 

berücksichtigen, damit diese 

Grundfreiheit nicht für Betrugszwecke 

missbraucht wird. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 99 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Obwohl der Wettbewerb im 

Binnenmarkt und die 

Niederlassungsfreiheit Grundprinzipien 

der EU sind, basiert die Freiheit von 

Gesellschaften, ihren satzungsmäßigen 

Sitz in einen anderen Mitgliedstaat zu 

verlegen, auf einem unerwünschten 

Wettbewerb der Systeme zwischen den 

Mitgliedstaaten, der von ungleichen 

Wettbewerbsbedingungen mit 
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unterschiedlichen nationalen 

Bestimmungen in Sozial- und 

Steuerpolitik angeheizt wird. 

Missbräuchliche Umwandlungen, 

Verschmelzungen oder Spaltungen, die 

künstliche Gestaltungen oder 

Sozialdumping darstellen, und darüber 

hinaus steuerliche Verpflichtungen 

verringern oder soziale Rechte von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

untergraben, müssen daher verhindert 

werden, damit die Grundsätze der 

Verträge gewahrt und europäische Werte 

geachtet werden. Die Rechtsprechung des 

Gerichtshofs der Europäischen Union im 

Hinblick auf ein äußerst weit reichendes 

Recht auf grenzüberschreitende 

Umwandlungen ist bedauerlich, da die 

Möglichkeit für Unternehmen, ihren 

satzungsmäßigen Sitz ohne ihre 

Kernaktivitäten zu verlegen, zu 

Verständnislosigkeit und einer 

antieuropäischen Stimmung bei 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

sowie anderen Interessenträgern geführt 

hat, was diese problematische Form des 

Wettbewerbs betrifft. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 100 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 b (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2b) Die Entwicklung hin zu einer 

gemeinsamen konsolidierten 

Körperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage auf Unionsebene 

und die Einführung gemeinsamer sozialer 

Mindeststandards in allen Mitgliedstaaten 

sollten Voraussetzung für gemeinsame 
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Vorschriften zur Mobilität von 

Gesellschaften sein, um einen fairen 

Wettbewerb und gleiche 

Ausgangsbedingungen zu ermöglichen, 

bei denen kein Mitgliedstaat und kein 

Interessenträger benachteiligt wird. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 101 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 3 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Mangels Vereinheitlichung im 

Unionsrecht fällt die Definition der 

Anknüpfung, die für das auf eine 

Gesellschaft anwendbare nationale Recht 

maßgeblich ist, gemäß Artikel 54 AEUV in 

die Zuständigkeit jedes einzelnen 

Mitgliedstaats. Nach Artikel 54 AEUV 

sind der satzungsmäßige Sitz, die 

Hauptverwaltung und die 

Hauptniederlassung einer Gesellschaft als 

Anknüpfung gleichwertig. Laut 

Rechtsprechung des Gerichtshofs41 

schließt der Umstand, dass nur der 

satzungsmäßige Sitz (und nicht die 

Hauptverwaltung oder 

Hauptniederlassung) verlegt wurde, die 

Anwendbarkeit der Niederlassungsfreiheit 

nach Artikel 49 AEUV nicht aus, wenn 

der Mitgliedstaat der neuen 

Niederlassung, d. h. der 

Zuzugsmitgliedstaat, nur die Verlegung 

des satzungsmäßigen Sitzes als 

Anknüpfung für eine seinem Recht 

unterliegende Gesellschaft verlangt. Die 

Wahl einer bestimmten Rechtsform bei 

einer grenzüberschreitenden 

Verschmelzung, Umwandlung oder 

Spaltung oder die Wahl eines bestimmten 

(3) Mangels Vereinheitlichung im 

Unionsrecht fällt die Definition der 

Anknüpfung, die für das auf eine 

Gesellschaft anwendbare nationale Recht 

maßgeblich ist, gemäß Artikel 54 AEUV in 

die Zuständigkeit jedes einzelnen 

Mitgliedstaats. Nach Artikel 54 AEUV 

sind der satzungsmäßige Sitz, die 

Hauptverwaltung und die 

Hauptniederlassung einer Gesellschaft als 

Anknüpfung gleichwertig. Angesichts der 

Ungereimtheiten, die aufgrund der 

Niederlassungsfreiheit entstehen, und in 

Ermangelung gleicher 

Ausgangsbedingungen in Form von 

kohärenten sozialen und steuerlichen 

Bestimmungen in den Mitgliedstaaten, ist 

es unbedingt notwendig, ein 

Gleichgewicht zu schaffen zwischen dem 

Recht der Gesellschaften auf 

Verschmelzungen, Umwandlungen oder 

Spaltungen und anderen Grundsätzen der 

Verträge. Grenzüberschreitende 

Umwandlungen sollten davon abhängig 

gemacht werden, dass Unternehmen ihren 

satzungsmäßigen Sitz zusammen mit 

ihrem tatsächlichen Sitz verlegen, um 

einen substanziellen Teil ihrer 
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Niederlassungsmitgliedstaats gehört in 

einem Binnenmarkt zur Ausübung der 

durch den AEUV garantierten 

Niederlassungsfreiheit. 

wirtschaftlichen Tätigkeit im 

Zuzugsmitgliedstaats auszuüben. 

_________________  

41 Urteil des Gerichtshofs vom 25. Oktober 

2017, Polbud/Wykonawstwo, C-106/16, 

ECLI:EU:C:2017:804‚ Rn. 29. 

 

Or. en 

 

Änderungsantrag 102 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 4 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Aufgrund dieser Entwicklungen in 

der Rechtsprechung eröffnen sich für 

Gesellschaften im Binnenmarkt neue 

Möglichkeiten, die sich positiv auf das 

Wirtschaftswachstum, den Wettbewerb 

und die Produktivität auswirken dürften. 

Gleichzeitig muss das Ziel eines 

Binnenmarkts ohne Binnengrenzen für 

Gesellschaften mit anderen Zielen der 

europäischen Integration wie sozialer 

Schutz (insbesondere Schutz der 

Arbeitnehmer), Schutz der Gläubiger und 

Schutz der Gesellschafter in Einklang 

gebracht werden. Mangels einheitlicher 

Regeln – gerade auch für Umwandlungen 

über Landesgrenzen hinaus – verfolgen die 

Mitgliedstaaten diese Ziele in Recht und 

Verwaltung auf unterschiedliche Art und 

Weise. Infolgedessen sind Gesellschaften 

zwar bereits in der Lage, 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

durchzuführen, doch stoßen sie bei einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

eine Reihe rechtlicher und praktischer 

Schwierigkeiten. Zudem gibt es in vielen 

(4) Aufgrund dieser Entwicklungen in 

der Rechtsprechung eröffnen sich für 

Gesellschaften im Binnenmarkt neue 

Möglichkeiten, die sich positiv auf das 

Wirtschaftswachstum, den Wettbewerb 

und die Produktivität auswirken dürften. 

Gleichzeitig muss das Ziel eines 

Binnenmarkts ohne Binnengrenzen für 

Gesellschaften mit anderen Zielen der 

europäischen Integration wie sozialer 

Schutz (insbesondere Schutz der 

Arbeitnehmer), Schutz der Gläubiger und 

Schutz der Gesellschafter sowie die 

Bekämpfung von gegen die finanziellen 

Interessen der Union gerichteten 

Handlungen, wie zum Beispiel 

Geldwäsche und Steuerhinterziehung, in 

Einklang gebracht werden. In ähnlicher 

Weise hat sich die Union verpflichtet, die 

Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union zu achten. Die 

Niederlassungsfreiheit darf in keiner 

Weise andere durch den AEUV 

garantierte Werte und Grundsätze 

untergraben, wie die Förderung eines 
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Mitgliedstaaten zwar ein Verfahren für 

inländische Umwandlungen, doch kein 

gleichwertiges Verfahren für 

grenzüberschreitende Umwandlungen. 

hohen Beschäftigungsniveaus und die 

Gewährleistung eines angemessenen 

sozialen Schutzes (Artikel 9), die 

Verbesserung der Lebens- und 

Arbeitsbedingungen, den sozialen Dialog 

zwischen Arbeitnehmern und 

Arbeitgebern, die Entwicklung des 

Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf 

ein dauerhaft hohes 

Beschäftigungsniveau und die 

Bekämpfung von Ausgrenzungen 

(Artikel 151) oder die Bekämpfung von 

Betrug und sonstige gegen die 

finanziellen Interessen der Gemeinschaft 

gerichteten rechtswidrigen Handlungen 

(Artikel 310). Mangels einheitlicher 

Regeln – gerade auch für Umwandlungen 

über Landesgrenzen hinaus – verfolgen die 

Mitgliedstaaten diese Ziele in Recht und 

Verwaltung auf unterschiedliche Art und 

Weise. Infolgedessen sind Gesellschaften 

zwar bereits in der Lage, 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

durchzuführen, doch stoßen sie bei einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

eine Reihe rechtlicher und praktischer 

Schwierigkeiten. Zudem gibt es in vielen 

Mitgliedstaaten zwar ein Verfahren für 

inländische Umwandlungen, doch kein 

gleichwertiges Verfahren für 

grenzüberschreitende Umwandlungen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 103 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 6 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Es ist daher angezeigt, verfahrens- 

und materiellrechtliche Vorschriften für 

grenzüberschreitende Umwandlungen 

vorzusehen, die zur Beseitigung der 

(6) Es ist daher angezeigt, verfahrens- 

und materiell rechtliche Vorschriften für 

grenzüberschreitende Umwandlungen 

vorzusehen, die die Niederlassungsfreiheit 
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Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit beitragen und 

gleichzeitig den Beteiligten wie 

Arbeitnehmern, Gläubigern und 

Minderheitsgesellschaftern einen 

geeigneten und angemessenen Schutz 

bieten. 

vereinfachen und gleichzeitig den 

Beteiligten wie Arbeitnehmern, Gläubigern 

und Minderheitsgesellschaftern einen 

starken Schutz bieten. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 104 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 6 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Es ist daher angezeigt, verfahrens- 

und materiellrechtliche Vorschriften für 

grenzüberschreitende Umwandlungen 

vorzusehen, die zur Beseitigung der 

Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 

beitragen und gleichzeitig den Beteiligten 

wie Arbeitnehmern, Gläubigern und 

Minderheitsgesellschaftern einen 

geeigneten und angemessenen Schutz 

bieten. 

(6) Es ist daher angezeigt, verfahrens- 

und materiellrechtliche Vorschriften für 

grenzüberschreitende Umwandlungen 

vorzusehen, die zur Beseitigung der 

Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 

beitragen und gleichzeitig den Beteiligten 

wie Arbeitnehmern, Gläubigern und 

Minderheitsgesellschaftern den 

erforderlichen Schutz bieten. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 105 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 6 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) Die gegenwärtige Zersplitterung 

der rechtlichen Rahmenbedingungen in 

der Union führt zu Rechtsunsicherheit 
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und schafft Gelegenheiten zur 

unrechtmäßigen Beschneidung von 

Steuerpflichten und sozialen 

Verpflichtungen oder der gesetzlichen 

oder vertraglichen Rechte der 

Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter. Daher ist es erforderlich, 

dass zuständige Behörden überprüfen, ob 

grenzüberschreitende Umwandlungen, 

Verschmelzungen und Spaltungen 

verwendet werden, um eine künstliche 

Gestaltung zu schaffen. Für die Zwecke 

dieser Richtlinie kann eine künstliche 

Gestaltung als unangemessene 

Beeinträchtigung der gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte von Arbeitnehmern, 

Gläubigern oder Gesellschaftern 

verstanden werden oder aber als 

Vereitlung von Zielsetzung, Geist und 

Zweck der steuerlichen Bestimmungen, 

die ansonsten unabhängig von den 

Absichten der Steuerzahler gelten 

würden. Bei der Prüfung, ob eine 

künstliche Gestaltung für Steuerzwecke 

vorliegt, berücksichtigen die zuständigen 

Behörden in den Mitgliedstaaten 

mindestens eine Reihe von in der 

Empfehlung der Kommission vom 

6. Dezember 2012 (2012/772/EU) 

betreffend aggressive Steuerplanung 

festgelegten Faktoren. Die zuständigen 

Behörden beurteilen anhand der 

wirtschaftlichen Substanz, ob eine 

künstliche Gestaltung vorliegt. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 106 

Paul Tang 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 7 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach (7) Das Recht, eine bestehende, nach 
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dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um mit einer rein 

künstlichen Gestaltung ungerechtfertigte 

Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte 

von Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Soweit es 

sich um eine Ausnahme von einer 

Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Vorgehensweisen ermöglicht, gleichzeitig 

aber vorschreibt, dass die Maßnahmen, die 

von den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im Einklang 

mit dem Unionsrecht ergriffen werden, 

einheitlich ausgerichtet werden müssen. 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, darf unter 

keinen Umständen missbraucht werden, 

z. B. zur Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um eine rein 

künstliche Gestaltung zu schaffen. Das 

Verfahren nach dieser Richtlinie zielt 

darauf ab, das Recht der Mitgliedstaaten 

zu schützen, nach ihrem Ermessen 

Unternehmen Körperschaftsteuern für 

Gewinne und Pflichten im Bereich 

Arbeitnehmervertretung aufzuerlegen. 

Den Mitgliedstaaten sollte es freistehen, 

Umwandlungen und Verschmelzungen zu 

unterbinden, wenn diese zu rein 

künstlichen Gestaltungen führen würden, 

mittels derer Unternehmen die Absicht 

verfolgen, künftige Pflichten zu umgehen, 

die sich aus nationalen Vorschriften in 

den Bereichen Besteuerung und 

Arbeitnehmervertretung ergeben. Das 

Gremium der Arbeitnehmervertretung 

sollte seine Zustimmung zu jeglicher 

grenzüberschreitenden Umwandlung oder 

Verschmelzung geben. Bei jeglicher 

Ausnahme von einem Grundrecht oder 

einer Grundfreiheit müssen diesbezügliche 

Bestimmungen eng ausgelegt werden und 

muss ein Vorgehen gegen Missbrauch auf 

einer Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten unterschiedliche 
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Vorgehensweisen ermöglicht, gleichzeitig 

aber vorschreibt, dass die Maßnahmen, die 

von den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im Einklang 

mit dem Unionsrecht ergriffen werden, 

einheitlich ausgerichtet werden müssen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 107 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 7 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um mit einer rein 

künstlichen Gestaltung ungerechtfertigte 

Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte von 

Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Soweit es 

sich um eine Ausnahme von einer 

Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um mit einer rein 

künstlichen Gestaltung ungerechtfertigte 

Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte von 

Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Ein 

Vorgehen gegen Missbrauch muss auf 

einer Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 
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ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Vorgehensweisen ermöglicht, gleichzeitig 

aber vorschreibt, dass die Maßnahmen, die 

von den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im Einklang 

mit dem Unionsrecht ergriffen werden, 

einheitlich ausgerichtet werden müssen. 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der vorschreibt, 

dass die Maßnahmen, die von den 

nationalen Behörden zur Bekämpfung des 

Missbrauchs im Einklang mit dem 

Unionsrecht ergriffen werden, einheitlich 

ausgerichtet werden müssen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 108 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 7 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um mit einer rein 

künstlichen Gestaltung ungerechtfertigte 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht 

eines anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann 

unter bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung 

von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über 

die Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs 

zu unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 

gehört, müssen die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Umwandlung nicht 

dazu nutzen können, um eine rein 

künstliche Gestaltung zu schaffen. 
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Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte 

von Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Soweit es 

sich um eine Ausnahme von einer 

Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Vorgehensweisen ermöglicht, gleichzeitig 

aber vorschreibt, dass die Maßnahmen, die 

von den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im Einklang 

mit dem Unionsrecht ergriffen werden, 

einheitlich ausgerichtet werden müssen. 

Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit 

haben Umwandlungen und 

Verschmelzungen zu blockieren, die 

zu einer künstlichen Gestaltung führen, 

veranlasst von Unternehmen mit dem Ziel 

zukünftige Pflichten zu vermeiden, welche 

aus nationalen Regelungen 

zu Besteuerung und 

Arbeitnehmermitbestimmung resultieren. 

Soweit es sich um eine Ausnahme von 

einer Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte 

ein verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der 

den Ermessensspielraum umschreibt und 

den Mitgliedstaaten 

unterschiedliche Vorgehensweisen 

ermöglicht, gleichzeitig aber vorschreibt, 

dass die Maßnahmen, die von den 

nationalen Behörden zur Bekämpfung des 

Missbrauchs im Einklang mit dem 

Unionsrecht ergriffen werden, einheitlich 

ausgerichtet werden müssen. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 109 

Andreas Schwab, Axel Voss 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 7 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 

(7) Das Recht, eine bestehende, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete 

Gesellschaft in eine dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats unterliegende 

Gesellschaft umzuwandeln, kann unter 

bestimmten Umständen missbraucht 

werden, z. B. zur Umgehung von 

Arbeitsnormen, 
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Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Um die 

Möglichkeit eines solchen Missbrauchs zu 

unterbinden, eine Befugnis, die zu den 

allgemeinen Grundsätzen des 

Unionsrechts gehört, müssen die 

Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass 

Gesellschaften eine grenzüberschreitende 
Umwandlung nicht dazu nutzen können, 

um mit einer rein künstlichen Gestaltung 

ungerechtfertigte Steuervorteile zu 

erlangen oder die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte von Arbeitnehmern, 

Gläubigern oder Gesellschaftern 

auszuhebeln. Soweit es sich um eine 

Ausnahme von einer Grundfreiheit 

handelt, müssen diesbezügliche 

Bestimmungen eng ausgelegt werden und 

muss ein Vorgehen gegen Missbrauch auf 

einer Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Vorgehensweisen ermöglicht, gleichzeitig 

aber vorschreibt, dass die Maßnahmen, 

die von den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im 

Einklang mit dem Unionsrecht ergriffen 

werden, einheitlich ausgerichtet werden 

müssen. 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung. Mit dem 

Ziel, die Möglichkeit eines solchen 

Missbrauchs im Steuerbereich zu 

unterbinden, wurden bereits unter 

Berücksichtigung der EuGH-

Rechtsprechung zur 

Niederlassungsfreiheit und der OECD 

BEPS-Empfehlungen Rechtsvorschriften 

zur Bekämpfung von 

Steuervermeidungspraktiken auf EU-

Ebene verabschiedet, so etwa die 

Richtlinie (EU) 2016/1164 vom 12. Juni 

2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung 

von Steuervermeidungspraktiken mit 

unmittelbaren Auswirkungen auf das 

Funktionieren des Binnenmarkts. Im 

Falle einer grenzüberschreitenden 

Umwandlung müssen die Mitgliedstaaten 

dafür sorgen, dass eine Gesellschaft, die 

eine solche Umwandlung beabsichtigt, 

diese Vorschriften einhält. Um darüber 

hinaus dafür zu sorgen, dass die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte von 

Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern nicht ausgehebelt werden, 

sind weitere geeignete und angemessene 

Schutzvorschriften notwendig. 

Or. de 

Begründung 

Siehe Begründung zu Änderungsantrag zu Artikel 86c. 

 

Änderungsantrag 110 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 9 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Angesichts der Komplexität 

grenzüberschreitender Umwandlungen und 

der Vielzahl der damit verbundenen 

Interessen sollte eine Ex-ante-Kontrolle 

vorgesehen werden, um Rechtssicherheit 

zu schaffen. Zu diesem Zweck sollte ein 

strukturiertes, mehrstufiges Verfahren 

eingeführt werden, mit dem die 

zuständigen Behörden sowohl des 

Wegzugs- als auch des 

Zuzugsmitgliedstaats gewährleisten, dass 

die Entscheidung über die Genehmigung 

einer grenzüberschreitenden Umwandlung 

fair, objektiv und diskriminierungsfrei auf 

der Grundlage aller relevanten Aspekte und 

unter Berücksichtigung aller legitimen 

öffentlichen Interessen, insbesondere des 

Schutzes der Arbeitnehmer, der 

Gesellschafter und der Gläubiger, getroffen 

wird. 

(9) Angesichts der Komplexität 

grenzüberschreitender Umwandlungen und 

der Vielzahl der damit verbundenen 

Interessen sollte eine Ex-ante-Kontrolle 

vorgesehen werden, um Rechtssicherheit 

zu schaffen. Zu diesem Zweck sollte ein 

strukturiertes, mehrstufiges Verfahren 

eingeführt werden, mit dem die 

zuständigen Behörden sowohl des 

Wegzugs- als auch des 

Zuzugsmitgliedstaats gewährleisten, dass 

die Entscheidung über die Genehmigung 

einer grenzüberschreitenden Umwandlung 

fair, objektiv und diskriminierungsfrei auf 

der Grundlage aller relevanten Aspekte und 

unter Berücksichtigung aller legitimen 

öffentlichen Interessen, insbesondere des 

Schutzes der Arbeitnehmer, der 

Gesellschafter und der Gläubiger, getroffen 

wird. Es sollten auch Verfahren für 

Situationen eingerichtet werden, in denen 

zusätzliche Informationen nach der 

Umwandlung verfügbar werden, die 

vermuten lassen, dass die Umwandlung 

zu missbräuchlichen Zwecken 

unternommen wurde. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 111 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 10 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Damit in dem Verfahren für eine 

grenzüberschreitende Umwandlung alle 

berechtigten Interessen der Beteiligten 

(10) Damit in den Verfahren für eine 

grenzüberschreitende Umwandlung alle 

berechtigten Interessen der Beteiligten 
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berücksichtigt werden können, sollte die 

Gesellschaft den Plan für die 

grenzüberschreitende Umwandlung mit 

den wichtigsten Informationen, darunter 

die geplante neue Rechtsform der 

Gesellschaft, den Errichtungsakt und den 

Zeitplan für die Umwandlung, offenlegen. 

Die Gesellschafter, Gläubiger und 

Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollten benachrichtigt werden, 

damit sie zu der geplanten Umwandlung 

Stellung nehmen können. 

berücksichtigt werden können, sollte die 

Gesellschaft den Plan für die 

grenzüberschreitende Umwandlung mit 

Informationen wie der geplanten neuen 

Rechtsform der Gesellschaft, der Gründe 

für die Umwandlung, dem Errichtungsakt 

und dem Zeitplan für die Umwandlung 

offenlegen. Die Gesellschafter, Gläubiger 

und Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollten benachrichtigt werden, 

damit sie zu der geplanten Umwandlung 

Stellung nehmen können. Diese 

Stellungnahmen sollten veröffentlicht 

werden. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 112 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 10 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Damit in dem Verfahren für eine 

grenzüberschreitende Umwandlung alle 

berechtigten Interessen der Beteiligten 

berücksichtigt werden können, sollte die 

Gesellschaft den Plan für die 

grenzüberschreitende Umwandlung mit 

den wichtigsten Informationen, darunter 

die geplante neue Rechtsform der 

Gesellschaft, den Errichtungsakt und den 

Zeitplan für die Umwandlung, offenlegen. 

Die Gesellschafter, Gläubiger und 

Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollten benachrichtigt werden, 

damit sie zu der geplanten Umwandlung 

Stellung nehmen können. 

(10) Damit in dem Verfahren für eine 

grenzüberschreitende Umwandlung alle 

berechtigten Interessen der Beteiligten 

berücksichtigt werden können, sollte die 

Gesellschaft den Plan für die 

grenzüberschreitende Umwandlung mit 

den wichtigsten Informationen, darunter 

die geplante neue Rechtsform der 

Gesellschaft, den Errichtungsakt und den 

Zeitplan für die Umwandlung, offenlegen. 

Die Gesellschafter, Gläubiger, 

Gewerkschaften und Arbeitnehmer der 

Gesellschaft, die die grenzüberschreitende 

Umwandlung vornimmt, sollten 

benachrichtigt werden, damit sie zu der 

geplanten Umwandlung Stellung nehmen 

können. 

Or. de 
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Änderungsantrag 113 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 12 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Die Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

die Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

den Erhalt der Arbeitsplätze erläutert 

werden, es sollte auf wesentliche 

Änderungen bei den 

Beschäftigungsverhältnissen und den 

Standorten der Gesellschaft sowie darauf 

eingegangen werden, inwieweit diese 

Aspekte jeweils auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Berichtspflicht sollte jedoch 

nicht gelten, wenn die Gesellschaft keine 

anderen Arbeitnehmer hat als diejenigen, 

die dem Verwaltungsorgan der 

Gesellschaft angehören. Die Vorlage des 

Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates42 oder der 

Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates43 auf nationaler 

Ebene eingeführt wurden, unberührt lassen. 

(12) Die Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

die Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

den Erhalt der Arbeitsplätze erläutert 

werden, es sollte auf wesentliche 

Änderungen bei den 

Beschäftigungsverhältnissen und den 

Standorten der Gesellschaft sowie darauf 

eingegangen werden, inwieweit diese 

Aspekte jeweils auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Vorlage des Berichts sollte 

die anwendbaren Unterrichtungs- und 

Anhörungsrechte und -verfahren, die nach 

Umsetzung der Richtlinie 2002/14/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates42 

oder der Richtlinie 2009/38/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates43 

auf nationaler Ebene eingeführt wurden, 

unberührt lassen. 

_________________ _________________ 

42 Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. März 

2002 zur Festlegung eines allgemeinen 

Rahmens für die Unterrichtung und 

42 Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. März 

2002 zur Festlegung eines allgemeinen 

Rahmens für die Unterrichtung und 
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Anhörung der Arbeitnehmer in der 

Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 80 

vom 23.3.2002, S. 29). 

Anhörung der Arbeitnehmer in der 

Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 80 

vom 23.3.2002, S. 29). 

43 Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 

über die Einsetzung eines Europäischen 

Betriebsrats oder die Schaffung eines 

Verfahrens zur Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in 

gemeinschaftsweit operierenden 

Unternehmen und Unternehmensgruppen 

(ABl. L 122 vom 16.5.2009, S. 28). 

43 Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 

über die Einsetzung eines Europäischen 

Betriebsrats oder die Schaffung eines 

Verfahrens zur Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in 

gemeinschaftsweit operierenden 

Unternehmen und Unternehmensgruppen 

(ABl. L 122 vom 16.5.2009, S. 28). 

Or. en 

 

Änderungsantrag 114 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 12 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Die Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

die Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

den Erhalt der Arbeitsplätze erläutert 

werden, es sollte auf wesentliche 

Änderungen bei den 

Beschäftigungsverhältnissen und den 

Standorten der Gesellschaft sowie darauf 

eingegangen werden, inwieweit diese 

Aspekte jeweils auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Berichtspflicht sollte jedoch 

nicht gelten, wenn die Gesellschaft keine 

anderen Arbeitnehmer hat als diejenigen, 

die dem Verwaltungsorgan der 

Gesellschaft angehören. Die Vorlage des 

(12) Die Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

die Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Umwandlung auf 

den Erhalt der Arbeitsplätze erläutert 

werden, es sollte auf wesentliche 

Änderungen bei den 

Beschäftigungsverhältnissen, 

einschließlich Änderungen bei den 

Löhnen und den Arbeitsverhältnissen, 
und den Standorten der Gesellschaft sowie 

darauf eingegangen werden, inwieweit 

diese Aspekte jeweils auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Berichtspflicht sollte jedoch 

nicht gelten, wenn die Gesellschaft keine 

anderen Arbeitnehmer hat als diejenigen, 
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Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates43oder der 

Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates44auf nationaler 

Ebene eingeführt wurden, unberührt lassen. 

die dem Verwaltungsorgan der 

Gesellschaft angehören. Die Vorlage des 

Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates43 oder der 

Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates44 auf nationaler 

Ebene eingeführt wurden, unberührt lassen. 

_________________ _________________ 

43 Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. März 

2002 zur Festlegung eines allgemeinen 

Rahmens für die Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in der 

Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 80 

vom 23.3.2002, S. 29). 

43 Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. März 

2002 zur Festlegung eines allgemeinen 

Rahmens für die Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in der 

Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 80 

vom 23.3.2002, S. 29). 

44 Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 

über die Einsetzung eines Europäischen 

Betriebsrats oder die Schaffung eines 

Verfahrens zur Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in 

gemeinschaftsweit operierenden 

Unternehmen und Unternehmensgruppen 

(ABl. L 122 vom 16.5.2009, S. 28). 

44 Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 

über die Einsetzung eines Europäischen 

Betriebsrats oder die Schaffung eines 

Verfahrens zur Unterrichtung und 

Anhörung der Arbeitnehmer in 

gemeinschaftsweit operierenden 

Unternehmen und Unternehmensgruppen 

(ABl. L 122 vom 16.5.2009, S. 28). 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 115 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 12 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (12a) Gesellschaften, die beabsichtigen, 

die Vorteile des Binnenmarktes voll zu 

nutzen, indem sie grenzüberschreitende 

Umwandlungen durchführen, 

verpflichten sich im Gegenzug zu einem 

angemessenen Maß an Transparenz und 
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verantwortungsvoller 

Unternehmensführung. Die öffentliche 

länderspezifische Berichterstattung ist ein 

wirksames und geeignetes Hilfsmittel, um 

die Transparenz der Tätigkeiten 

multinationaler Unternehmen zu erhöhen 

und der Öffentlichkeit zu ermöglichen, 

ihre Auswirkungen auf die Realwirtschaft 

zu bewerten. Sie wird auch die Fähigkeit 

der Aktionäre verbessern, zutreffend die 

von Unternehmen eingegangenen Risiken 

einzuschätzen, zu auf zutreffenden 

Informationen beruhenden 

Anlagestrategien führen und die 

Möglichkeit von Entscheidungsträgern 

erweitern, die Wirksamkeit und die 

Auswirkungen nationaler 

Rechtsvorschriften einzuschätzen. Aus 

diesem Grund werden vor der 

Ausführung der grenzüberschreitenden 

Operation eine Reihe finanzieller 

Informationen veröffentlicht. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 116 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

geplanten Umwandlung um eine künstliche 

Gestaltung handelt. Um die 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung und 

Verschmelzung beurteilen zu können, 

sollte der Bericht eines unabhängigen 

Sachverständigen vorgeschrieben werden, 

in dem die Genauigkeit der Informationen 

im Umwandlungs- und 

Verschmelzungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

geplanten Umwandlung um eine künstliche 
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Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Gestaltung handelt. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft und soweit vorhanden, 

durch das zuständige Organ der 

Arbeitnehmervertretung der Gesellschaft, 

gemeinsam ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde 

im Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, 

ob sie die Vorabbescheinigung ausstellt 

oder nicht. Daher sollte 

der Sachverständige in der Lage sein, sich 

alle relevanten Informationen 

und Unterlagen der Gesellschaft zu 

beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Zudem ist er 

verpflichtet Bemerkungen und 

Stellungnahmen von 

Finanzbehörden, Sozialversicherungen, 

Vertretern der Arbeitnehmer der 

Gesellschaft oder – wenn es solche 

Vertreter nicht gibt – der Arbeitnehmer 

selbst und auch der Gläubiger und der 

Gesellschafter der Gesellschaft 

entgegenzunehmen und zu prüfen. Der 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, an den entscheidenden 

Stellen geschwärzt werden, bevor sie als 
Teil des Abschlussberichtes 

öffentlich zugänglich gemacht werden. 
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Or. de 

 

Änderungsantrag 117 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

geplanten Umwandlung um eine künstliche 

Gestaltung handelt. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

geplanten Umwandlung um eine künstliche 

Gestaltung handelt. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 
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Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 118 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand 

deren beurteilt werden kann, ob es sich 

bei der geplanten Umwandlung um eine 

künstliche Gestaltung handelt. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in dem an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Bericht überprüft wird. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 
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Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Sachverständige sollte Informationen wie 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Or. de 

Begründung 

Siehe Änderungen zu Artikel 86c, 86e und 86f. 

 

Änderungsantrag 119 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte der Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

(13) Um die geplante 

grenzüberschreitende Umwandlung 

beurteilen zu können, sollte die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats einen 

Bericht ausarbeiten, in dem die 

Genauigkeit der Informationen im 

Umwandlungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten überprüft wird und 

die Fakten vorgelegt werden, anhand deren 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 
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geplanten Umwandlung um eine künstliche 

Gestaltung handelt. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde im 

Wegzugsmitgliedstaat benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

geplanten Umwandlung um eine künstliche 

Gestaltung handelt. Der Bericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

die Vorabbescheinigung ausgestellt wird 

oder nicht. Daher sollte die zuständige 

Behörde stets eine Zusammenkunft mit 

Vertretern der Arbeitnehmer organisieren 

und in der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Die zuständige 

Behörde sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen 

nicht Teil des Abschlussberichts der 

zuständigen Behörde sein, der öffentlich 

zugänglich sein sollte. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 120 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 14 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Um unverhältnismäßig hohe entfällt 
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Kosten und Belastungen für kleinere 

Gesellschaften, die eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

durchführen, zu vermeiden, sollten Klein- 

und Kleinstunternehmen im Sinne der 

Empfehlung 2003/361/EG45 der 

Kommission von der Verpflichtung zur 

Vorlage eines unabhängigen 

Sachverständigenberichts ausgenommen 

werden. Diese Gesellschaften können 

jedoch auf einen unabhängigen 

Sachverständigenbericht zurückgreifen, 

um sich die Kosten einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung mit den Gläubigern 

zu ersparen. 

_________________  

45 Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 

die Definition der Kleinstunternehmen 

sowie der kleinen und mittleren 

Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 

S. 36). 

 

Or. de 

 

Änderungsantrag 121 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 14 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Um unverhältnismäßig hohe Kosten 

und Belastungen für kleinere 

Gesellschaften, die eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

durchführen, zu vermeiden, sollten Klein- 

und Kleinstunternehmen im Sinne der 

Empfehlung 2003/361/EG44 der 

Kommission von der Verpflichtung zur 

Vorlage eines unabhängigen 

Sachverständigenberichts ausgenommen 

werden. Diese Gesellschaften können 

(14) Um unverhältnismäßig hohe Kosten 

und Belastungen für kleinere 

Gesellschaften, die eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

durchführen, zu vermeiden, sollten Klein- 

und Kleinstunternehmen im Sinne der 

Empfehlung 2003/361/EG44 der 

Kommission von der Verpflichtung zur 

Prüfung durch die zuständige Behörde 
ausgenommen werden. Diese 

Gesellschaften können jedoch auf eine 
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jedoch auf einen unabhängigen 

Sachverständigenbericht zurückgreifen, 

um sich die Kosten einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung mit den Gläubigern zu 

ersparen. 

solche Prüfung zurückgreifen, um sich die 

Kosten einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung mit den Gläubigern zu 

ersparen. 

_________________ _________________ 

44 Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 

die Definition der Kleinstunternehmen 

sowie der kleinen und mittleren 

Unternehmen 

(ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). 

44 Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 

die Definition der Kleinstunternehmen 

sowie der kleinen und mittleren 

Unternehmen 

(ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). 

Or. en 

 

Änderungsantrag 122 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 15 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Die Gesellschafterversammlung 

sollte auf der Grundlage des 

Umwandlungsplans und der Berichte 

entscheiden, ob sie dem Umwandlungsplan 

zustimmt oder nicht. Es ist wichtig, dass 

das Mehrheitserfordernis für diese 

Abstimmung ausreichend hoch ist, um 

sicherzustellen, dass es sich um eine 

kollektive Entscheidung handelt. Darüber 

hinaus sollten die Gesellschafter auch 

über alle Vereinbarungen über die 

Arbeitnehmermitbestimmung abstimmen 

können, sofern sie sich dieses Recht in 

der Gesellschafterversammlung 

vorbehalten haben. 

(15) Die Gesellschafterversammlung 

sollte auf der Grundlage des 

Umwandlungsplans und der Berichte 

entscheiden, ob sie dem Umwandlungsplan 

zustimmt oder nicht. Es ist wichtig, dass 

das Mehrheitserfordernis für diese 

Abstimmung ausreichend hoch ist, um 

sicherzustellen, dass es sich um eine 

kollektive Entscheidung handelt. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 123 
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Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 15 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Die Gesellschafterversammlung 

sollte auf der Grundlage des 

Umwandlungsplans und der Berichte 

entscheiden, ob sie dem 

Umwandlungsplan zustimmt oder nicht. 

Es ist wichtig, dass das 

Mehrheitserfordernis für diese 

Abstimmung ausreichend hoch ist, um 

sicherzustellen, dass es sich um eine 

kollektive Entscheidung handelt. Darüber 

hinaus sollten die Gesellschafter auch über 

alle Vereinbarungen über die 

Arbeitnehmermitbestimmung abstimmen 

können, sofern sie sich dieses Recht in der 

Gesellschafterversammlung vorbehalten 

haben. 

(15) Die Zustimmung zum 

Umwandlungsplan auf der Grundlage des 

Umwandlungsplans und der Berichte 

erfolgt durch die 

Gesellschafterversammlung und die 

Vollversammlung der Arbeitnehmer. Es 

ist wichtig, dass das Mehrheitserfordernis 

für diese Abstimmung ausreichend hoch 

ist, um sicherzustellen, dass es sich um 

eine kollektive Entscheidung handelt. 

Darüber hinaus sollten die Gesellschafter 

auch über alle Vereinbarungen über die 

Arbeitnehmermitbestimmung abstimmen 

können, sofern sie sich dieses Recht in der 

Gesellschafterversammlung vorbehalten 

haben. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 124 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 16 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Stimmberechtigte Gesellschafter, 

die nicht für den Umwandlungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft auszutreten. 

Diese Gesellschafter sollten die 

Gesellschaft verlassen dürfen und eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

sie das Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

(16) Gesellschafter, die dem 

Umwandlungsplan ausdrücklich 

widersprochen haben, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft auszutreten. 

Diese Gesellschafter sollten die 

Gesellschaft verlassen dürfen und eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

die Gesellschafter, die das Angebot einer 

Barabfindung aufgrund ihrer 

Auffassung, dass die Abfindung nicht 

angemessen ist, abgelehnt haben, das 
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Gericht anzufechten. Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht anzufechten. 

Or. de 

Begründung 

Es ist angemessener die Anspruchsberechtigung auf die Gesellschafter zu beschränken, die 

dem Umwandlungsplan ausdrücklich widersprochen haben. Außerdem ist fraglich, weshalb 

ein Gesellschafter, der das Barabfindungsangebot angenommen hat, eine gerichtliche 

Überprüfung beantragen kann, obwohl dieser Gesellschafter nach Annahme des Angebots 

aus der Gesellschaft ausscheidet. 

 

Änderungsantrag 125 

Olle Ludvigsson 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 16 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Stimmberechtigte Gesellschafter, 

die nicht für den Umwandlungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft auszutreten. 

Diese Gesellschafter sollten die 

Gesellschaft verlassen dürfen und für ihre 

Anteile eine Barabfindung erhalten, die 

dem Wert ihrer Anteile entspricht. Darüber 

hinaus sollten sie das Recht haben, die 

Berechnung und Angemessenheit dieser 

Barabfindung vor Gericht anzufechten. 

(16) Stimmberechtigte Gesellschafter, 

die nicht für den Umwandlungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft auszutreten. 

Diese Gesellschafter sollten die 

Gesellschaft verlassen dürfen und für ihre 

Anteile eine Barabfindung erhalten, die 

dem Wert ihrer Anteile entspricht. Darüber 

hinaus sollten sie das Recht haben, die 

Berechnung und Angemessenheit dieser 

Barabfindung vor Gericht oder in einem 

Schiedsverfahren anzufechten. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 126 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Erwägung 18 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Um einen angemessenen Schutz der 

Gläubiger in Fällen zu gewährleisten, in 

denen sie den Schutz, den die Gesellschaft 

in ihrem Plan für die grenzüberschreitende 

Umwandlung bietet, für nicht 

zufriedenstellend erachten, können die 

Gläubiger bei der zuständigen Justiz- oder 

Verwaltungsbehörde des 

Wegzugsmitgliedstaats angemessene 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn in dem Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

festgestellt wird, dass nach vernünftigem 

Ermessen ein solcher Nachteil nicht zu 

erwarten ist, oder wenn die Gesellschaft 

dem Gläubiger einen Zahlungsanspruch in 

Höhe des Werts ihrer ursprünglichen 

Forderung entweder gegen einen dritten 

Sicherungsgeber oder gegen die 

umgewandelte Gesellschaft anbietet und 

dieser Anspruch vor demselben Gericht 

wie die ursprüngliche Forderung geltend 

gemacht werden kann. Der in dieser 

Richtlinie vorgesehene Gläubigerschutz 

sollte die nationalen Rechtsvorschriften des 

Wegzugsmitgliedstaats in Bezug auf 

Zahlungen an die öffentliche Hand, 

einschließlich Steuern und Sozialabgaben, 

unberührt lassen. 

(18) Um einen angemessenen Schutz der 

Gläubiger in Fällen zu gewährleisten, in 

denen sie den Schutz, den die Gesellschaft 

in ihrem Plan für die grenzüberschreitende 

Umwandlung bietet, für nicht 

zufriedenstellend erachten, können die 

Gläubiger bei der zuständigen Justiz- oder 

Verwaltungsbehörde des 

Wegzugsmitgliedstaats angemessene 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn dem Gläubiger ein 

Zahlungsanspruch in Höhe des Werts der 

ursprünglichen Forderung entweder gegen 

einen dritten Sicherungsgeber oder gegen 

die aus der Verschmelzung 

hervorgegangene Gesellschaft angeboten 

wird und dieser Anspruch vor demselben 

Gericht wie die ursprüngliche Forderung 

geltend gemacht werden kann. Der in 

dieser Richtlinie vorgesehene 

Gläubigerschutz sollte die nationalen 

Rechtsvorschriften des 

Wegzugsmitgliedstaats in Bezug auf 

Zahlungen an die öffentliche Hand, 

einschließlich Steuern und Sozialabgaben, 

unberührt lassen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 127 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 19 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Umwandlung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, im Wegzugsmitgliedstaat ein 

System der Arbeitnehmermitbestimmung 

besteht, nicht übermäßig beeinträchtigt 

wird, sollte die Gesellschaft verpflichtet 

sein, eine Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung von Mitbestimmungsrechten 

ermöglicht, u. a. durch die Präsenz von 

Vertretern der Arbeitnehmer in dem 

entsprechenden Leitungs- oder 

Aufsichtsorgan der Gesellschaft im 

Zuzugsmitgliedstaat. Darüber hinaus 

sollten in einem solchen Fall nach dem in 

der Richtlinie 2001/86/EG vorgesehenen 

Verfahren zwischen der Gesellschaft und 

ihren Arbeitnehmern nach Treu und 

Glauben Verhandlungen stattfinden, um zu 

einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung als 

auch die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 

Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung kommen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der Auffangregeln 

zu gewährleisten, sollte es der Gesellschaft 

drei Jahre lang nicht möglich sein, die 

Mitbestimmungsrechte durch die 

Vornahme anschließender innerstaatlicher 

oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

(19) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Umwandlung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, im Wegzugsmitgliedstaat ein 

System der Arbeitnehmermitbestimmung 

besteht, nicht übermäßig beeinträchtigt 

wird, sollte die Gesellschaft verpflichtet 

sein, eine Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung äquivalenter 

Mitbestimmungsrechte ermöglicht, u. a. 

durch die Präsenz von Vertretern der 

Arbeitnehmer in dem entsprechenden 

Leitungs- oder Aufsichtsorgan der 

Gesellschaft im Zuzugsmitgliedstaat. 

Darüber hinaus sollten in einem solchen 

Fall nach dem in der 

Richtlinie 2001/86/EG vorgesehenen 

Verfahren zwischen der Gesellschaft und 

ihren Arbeitnehmern nach Treu und 

Glauben und innerhalb eines 

angemessenen Zeitraums vor der 

Umwandlung Verhandlungen stattfinden, 

um zu einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung als 

auch die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 

Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung kommen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der Auffangregeln 

zu gewährleisten, sollte es der Gesellschaft 

zehn Jahre lang nicht möglich sein, die 

Mitbestimmungsrechte durch die 

Vornahme anschließender innerstaatlicher 



 

PE627.752v01-00 34/88 AM\1162709DE.docx 

DE 

oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 128 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 19 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Umwandlung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, im Wegzugsmitgliedstaat ein 

System der Arbeitnehmermitbestimmung 

besteht, nicht übermäßig beeinträchtigt 

wird, sollte die Gesellschaft verpflichtet 

sein, eine Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung von Mitbestimmungsrechten 

ermöglicht, u. a. durch die Präsenz von 

Vertretern der Arbeitnehmer in dem 

entsprechenden Leitungs- oder 

Aufsichtsorgan der Gesellschaft im 

Zuzugsmitgliedstaat. Darüber hinaus 

sollten in einem solchen Fall nach dem in 

der Richtlinie 2001/86/EG vorgesehenen 

Verfahren zwischen der Gesellschaft und 

ihren Arbeitnehmern nach Treu und 

Glauben Verhandlungen stattfinden, um zu 

einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung als 

auch die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 

(19) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Umwandlung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vornimmt, im Wegzugsmitgliedstaat ein 

System der Arbeitnehmermitbestimmung 

besteht, nicht übermäßig beeinträchtigt 

wird, sollte die Gesellschaft verpflichtet 

sein, eine Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung von Mitbestimmungsrechten 

ermöglicht, u. a. durch die Präsenz von 

Vertretern der Arbeitnehmer in dem 

entsprechenden Leitungs- oder 

Aufsichtsorgan der Gesellschaft im 

Zuzugsmitgliedstaat. Darüber hinaus 

sollten in einem solchen Fall nach dem in 

der Richtlinie 2001/86/EG vorgesehenen 

Verfahren zwischen der Gesellschaft und 

ihren Arbeitnehmern nach Treu und 

Glauben Verhandlungen stattfinden, um zu 

einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Umwandlung als 

auch die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung  zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 
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Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung kommen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der Auffangregeln 

zu gewährleisten, sollte es der Gesellschaft 

drei Jahre lang nicht möglich sein, die 

Mitbestimmungsrechte durch die 

Vornahme anschließender innerstaatlicher 

oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung kommen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der Auffangregeln 

zu gewährleisten, sollte es der Gesellschaft 

zehn Jahre lang nicht möglich sein, die 

Mitbestimmungsrechte durch die 

Vornahme anschließender innerstaatlicher 

oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 129 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 20 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 

Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, ohne die 

Zustimmung der Arbeitnehmer eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 130 

Andreas Schwab 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 20 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 
Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

Gesellschaft durchschnittlich mehr als 

500 Arbeitnehmer beschäftigt. 

Or. de 

Begründung 

Es ist notwendig, Kohärenz zu schaffen: Der Schwellenwert von 500 Arbeitnehmern, der auch 

in den Bestimmungen zur grenzüberschreitenden Verschmelzung, insbesondere Artikel 133, 

vorgesehen ist, hat sich in der Praxis bewährt und sollte daher einheitlich für alle 

Umstrukturierungsmaßnahmen in der gesamten EU Anwendung finden. 

 

Änderungsantrag 131 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 20 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

(20) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

umwandelnden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 
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Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 

Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Umwandlung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 

Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

mindestens vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 132 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 21 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Um eine angemessene 

Aufgabenteilung zwischen den 

Mitgliedstaaten und eine effiziente und 

wirksame Ex-ante-Kontrolle für 

grenzüberschreitende Umwandlungen zu 

gewährleisten, sollten sowohl der 

Wegzugsmitgliedstaat als auch der 

Zuzugsmitgliedstaat geeignete zuständige 

Behörden benennen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

insbesondere befugt sein, eine 

Vorabbescheinigung auszustellen, ohne die 

es der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats nicht möglich sein 

sollte, das Verfahren der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

abzuschließen. 

(21) Um eine angemessene 

Aufgabenteilung zwischen den 

Mitgliedstaaten und eine effiziente und 

wirksame Ex-ante-Kontrolle für 

grenzüberschreitende Umwandlungen zu 

gewährleisten, sollten sowohl der 

Wegzugsmitgliedstaat als auch der 

Zuzugsmitgliedstaat geeignete zuständige 

Behörden benennen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

insbesondere befugt sein, eine 

Vorabbescheinigung auszustellen, ohne die 

es der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats nicht möglich sein 

sollte, das Verfahren der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

abzuschließen. Eine Liste der zuständigen 

nationalen Behörden in den 

Mitgliedstaaten wird von der Kommission 

vorbereitet und veröffentlicht. Von den 

zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

wird erwartet, bei grenzüberschreitenden 

Umwandlungen zusammenzuarbeiten. 
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Or. en 

 

Änderungsantrag 133 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 22 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Umwandlung der 

Gesellschaft zu gewährleisten, sollte der 

Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine 

Reihe von in dieser Richtlinie festgelegten 

Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten 

abgeschlossen werden, nachdem die 

(22) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Umwandlung der 

Gesellschaft zu gewährleisten, sollte der 

Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden. 
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Gesellschaft davon in Kenntnis gesetzt 

wurde, dass eine eingehende Prüfung 

durchgeführt wird. 

Or. de 

Begründung 

Siehe Änderung zu Artikel 86c. 

 

Änderungsantrag 134 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 22 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Umwandlung der 

Gesellschaft zu gewährleisten, sollte der 

Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine Reihe 

von in dieser Richtlinie festgelegten 

(22) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Umwandlung der 

Gesellschaft zu gewährleisten und 

sicherzustellen, dass keine Missbräuche 

wie die Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder der Minderheitsgesellschafter oder 

von Vorschriften über die 

Arbeitnehmermitbestimmung vorliegen, 

sollte der Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb von drei 

Monaten nach dem Antrag der 

Gesellschaft entscheiden, es sei denn, sie 

hat ernste Bedenken, dass es sich um eine 

künstliche Gestaltung handeln könnte mit 

dem Ziel, unrechtmäßige Steuervorteile zu 

erlangen oder die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte der Arbeitnehmer, 

Gläubiger oder Gesellschafter 

unrechtmäßig zu beschneiden. In einem 

solchen Fall sollte die zuständige Behörde 

eine eingehende Prüfung vornehmen. Diese 
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Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen 

werden, nachdem die Gesellschaft davon in 

Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 

eingehende Prüfung durchgeführt wird. 

eingehende Prüfung sollte jedoch nicht 

systematisch, sondern von Fall zu Fall 

durchgeführt werden, wenn ernste 

Bedenken bestehen, dass eine künstliche 

Gestaltung vorliegen könnte. Bei ihrer 

Prüfung sollte die zuständige Behörde 

mindestens eine Reihe von in dieser 

Richtlinie festgelegten Faktoren 

berücksichtigen, die jedoch nur als 

Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von fünf Monaten abgeschlossen 

werden, nachdem die Gesellschaft davon in 

Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 

eingehende Prüfung durchgeführt wird. Die 

Prüfung durch den Wegzugsmitgliedstaat 

wird, sobald abgeschlossen, an die 

zuständige Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats weitergeleitet. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 135 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 22 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Umwandlung der 

Gesellschaft zu gewährleisten, sollte der 

Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

(22) Um die Rechtmäßigkeit 

der grenzüberschreitenden Umwandlung 

der Gesellschaft zu gewährleisten, 

sollte der Wegzugsmitgliedstaat die 

Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats sollte 

über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb von zwei 

Monaten nach dem Antrag der 

Gesellschaft entscheiden, es sei denn, sie 

hat ernste Bedenken, dass es sich um eine 
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Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine Reihe 

von in dieser Richtlinie festgelegten 

Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen 

werden, nachdem die Gesellschaft davon in 

Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 

eingehende Prüfung durchgeführt wird. 

künstliche Gestaltung handeln könnte mit 

dem Ziel, unrechtmäßige Steuervorteile zu 

erlangen oder die gesetzlichen 

oder vertraglichen Rechte der 

Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine Reihe 

von in dieser Richtlinie festgelegten 

Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht 

isoliert betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem 

übermäßig langen Verfahren zu belasten, 

sollte diese eingehende Prüfung auf jeden 

Fall innerhalb von vier Monaten 

abgeschlossen werden, nachdem die 

Gesellschaft davon in Kenntnis gesetzt 

wurde, dass eine eingehende Prüfung 

durchgeführt wird. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 136 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 23 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) Nachdem die zuständige Behörde 

des Zuzugsmitgliedstaats die 

Vorabbescheinigung erhalten und sich 

vergewissert hat, dass die 

Gründungsanforderungen im 

Zuzugsmitgliedstaat erfüllt sind, sollte sie 

(23) Nachdem die zuständige Behörde 

des Zuzugsmitgliedstaats die 

Vorabbescheinigung erhalten und sich 

vergewissert hat, dass die 

Gründungsanforderungen im 

Zuzugsmitgliedstaat erfüllt sind, sollte sie 
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die Gesellschaft in das 

Unternehmensregister des 

Zuzugsmitgliedstaats eintragen. Erst nach 

dieser Eintragung sollte die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats die 

Gesellschaft in ihrem eigenen Register 

löschen. Der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats sollte es nicht 

möglich sein, die Richtigkeit der Angaben 

in der Vorabbescheinigung infrage zu 

stellen. Die Rechtspersönlichkeit, das 

Aktiv- und Passivvermögen sowie 

sämtliche Rechte und Pflichten der 

umgewandelten Gesellschaft, 

einschließlich der Rechte und Pflichten aus 

Verträgen, Handlungen oder 

Unterlassungen, sollten nach der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

bestehen bleiben. 

die Gesellschaft in das 

Unternehmensregister des 

Zuzugsmitgliedstaats eintragen. Der 

Zuzugsmitgliedstaat sollte außerdem 

basierend auf den erhaltenen 

Informationen den wirtschaftlichen 

Eigentümer der umgewandelten 

Gesellschaft überprüfen. Erst nach dieser 

Eintragung sollte die zuständige Behörde 

des Wegzugsmitgliedstaats die 

Gesellschaft in ihrem eigenen Register 

löschen. Der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats sollte es möglich 

sein, die Richtigkeit der Angaben in der 

Vorabbescheinigung infrage zu stellen, 

wenn substanzielle Beweise vorliegen, 

dass es sich um einen Betrugsversuch 

handelt, diese werden an den 

Herkunfsmitgliedstaat weitergeleitet. Die 

Rechtspersönlichkeit, das Aktiv- und 

Passivvermögen sowie sämtliche Rechte 

und Pflichten der umgewandelten 

Gesellschaft, einschließlich der Rechte und 

Pflichten aus Verträgen, Handlungen oder 

Unterlassungen, sollten nach der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

bestehen bleiben. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 137 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 23 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) Nachdem die zuständige Behörde 

des Zuzugsmitgliedstaats die 

Vorabbescheinigung erhalten und sich 

vergewissert hat, dass die 

Gründungsanforderungen im 

Zuzugsmitgliedstaat erfüllt sind, sollte sie 

die Gesellschaft in das 

Unternehmensregister des 

(23) Nachdem die zuständige Behörde 

des Zuzugsmitgliedstaats die 

Vorabbescheinigung erhalten und sich 

vergewissert hat, dass die 

Gründungsanforderungen im 

Zuzugsmitgliedstaat erfüllt sind, sollte sie 

die Gesellschaft in das 

Unternehmensregister des 



 

AM\1162709DE.docx 43/88 PE627.752v01-00 

 DE 

Zuzugsmitgliedstaats eintragen. Erst nach 

dieser Eintragung sollte die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats die 

Gesellschaft in ihrem eigenen Register 

löschen. Der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats sollte es nicht 

möglich sein, die Richtigkeit der Angaben 

in der Vorabbescheinigung infrage zu 

stellen. Die Rechtspersönlichkeit, das 

Aktiv- und Passivvermögen sowie 

sämtliche Rechte und Pflichten der 

umgewandelten Gesellschaft, 

einschließlich der Rechte und Pflichten aus 

Verträgen, Handlungen oder 

Unterlassungen, sollten nach der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

bestehen bleiben. 

Zuzugsmitgliedstaats eintragen. Erst nach 

dieser Eintragung sollte die zuständige 

Behörde des Wegzugsmitgliedstaats die 

Gesellschaft in ihrem eigenen Register 

löschen. Der zuständigen Behörde des 

Zuzugsmitgliedstaats sollte es möglich 

sein, die Richtigkeit der Angaben in der 

Vorabbescheinigung infrage zu stellen, 

insbesondere um künstliche Gestaltungen 

zu vermeiden. Die Rechtspersönlichkeit, 

das Aktiv- und Passivvermögen sowie 

sämtliche Rechte und Pflichten der 

umgewandelten Gesellschaft, 

einschließlich der Rechte und Pflichten aus 

Verträgen, Handlungen oder 

Unterlassungen, sollten nach der 

grenzüberschreitenden Umwandlung 

bestehen bleiben. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 138 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 26 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Die Bewertung der Umsetzung der 

Vorschriften für die grenzüberschreitende 

Verschmelzung in den Mitgliedstaaten hat 

gezeigt, dass die Zahl der 

grenzüberschreitenden Verschmelzungen 

in der Union erheblich zugenommen hat. 

Bei dieser Bewertung wurden jedoch auch 

Mängel, insbesondere beim Schutz von 

Gläubigern und Gesellschaftern, sowie das 

Fehlen vereinfachter Verfahren festgestellt, 

die die volle Wirksamkeit und Effizienz 

dieser Regeln für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen beeinträchtigen. 

(26) Die Bewertung der Umsetzung der 

Vorschriften für die grenzüberschreitende 

Verschmelzung in den Mitgliedstaaten hat 

gezeigt, dass die Zahl der 

grenzüberschreitenden Verschmelzungen 

in der Union erheblich zugenommen hat. 

Bei dieser Bewertung wurden jedoch auch 

Mängel, insbesondere beim Schutz von 

Gläubigern, Arbeitnehmern und 

Gesellschaftern, sowie das Fehlen 

vereinfachter Verfahren festgestellt, die die 

volle Wirksamkeit und Effizienz dieser 

Regeln für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen beeinträchtigen. 

Or. de 
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Änderungsantrag 139 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 28 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer separate Berichte 

über die rechtlichen und wirtschaftlichen 

Aspekte der grenzüberschreitenden 

Verschmelzung zu erstellen. Das Leitungs- 

oder Verwaltungsorgan der Gesellschaft 

kann jedoch von seiner Pflicht zur 

Erstellung eines Berichts für die 

Gesellschafter freigestellt werden, wenn 

die Gesellschafter bereits über die 

rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte 

der geplanten Verschmelzung unterrichtet 

sind. Auf den Bericht für die 

Arbeitnehmer kann hingegen nur 

verzichtet werden, wenn die sich 

verschmelzenden Gesellschaften und ihre 

Tochtergesellschaften keine anderen 

Arbeitnehmer haben als diejenigen, die 

dem Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

angehören. 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer separate Berichte 

über die rechtlichen und wirtschaftlichen 

Aspekte sowie die Gründe für die 

grenzüberschreitende Verschmelzung zu 

erstellen. 

Or. en 
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Änderungsantrag 140 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 28 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer separate 

Berichte über die rechtlichen und 

wirtschaftlichen Aspekte der 

grenzüberschreitenden Verschmelzung zu 

erstellen. Das Leitungs- oder 

Verwaltungsorgan der Gesellschaft kann 

jedoch von seiner Pflicht zur Erstellung 

eines Berichts für die Gesellschafter 

freigestellt werden, wenn die 

Gesellschafter bereits über die rechtlichen 

und wirtschaftlichen Aspekte der geplanten 

Verschmelzung unterrichtet sind. Auf den 

Bericht für die Arbeitnehmer kann 

hingegen nur verzichtet werden, wenn die 

sich verschmelzenden Gesellschaften und 

ihre Tochtergesellschaften keine anderen 

Arbeitnehmer haben als diejenigen, die 

dem Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

angehören. 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer einen Bericht 

über die rechtlichen und wirtschaftlichen 

Aspekte der grenzüberschreitenden 

Verschmelzung zu erstellen. Das Leitungs- 

oder Verwaltungsorgan der Gesellschaft 

kann jedoch von seiner Pflicht zur 

Erstellung eines Berichts für die 

Gesellschafter freigestellt werden, wenn 

die Gesellschafter bereits über die 

rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte 

der geplanten Verschmelzung unterrichtet 

sind. In diesem Fall ist der Bericht auf die 

für die Arbeitnehmer relevanten 

Informationen zu beschränken. Auf den 

Bericht für die Arbeitnehmer kann 

hingegen nur verzichtet werden, wenn die 

sich verschmelzenden Gesellschaften und 

ihre Tochtergesellschaften keine anderen 

Arbeitnehmer haben als diejenigen, die 

dem Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

angehören. 

Or. de 
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Begründung 

Siehe Änderung zu Artikel 86e und 86f. 

 

Änderungsantrag 141 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 28 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer separate 

Berichte über die rechtlichen und 

wirtschaftlichen Aspekte der 

grenzüberschreitenden Verschmelzung zu 

erstellen. Das Leitungs- oder 

Verwaltungsorgan der Gesellschaft kann 

jedoch von seiner Pflicht zur Erstellung 

eines Berichts für die Gesellschafter 

freigestellt werden, wenn die 

Gesellschafter bereits über die rechtlichen 

und wirtschaftlichen Aspekte der geplanten 

Verschmelzung unterrichtet sind. Auf den 

Bericht für die Arbeitnehmer kann 

hingegen nur verzichtet werden, wenn die 

sich verschmelzenden Gesellschaften und 

ihre Tochtergesellschaften keine anderen 

Arbeitnehmer haben als diejenigen, die 

dem Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

angehören. 

(28) Um das bestehende Verfahren für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

weiter zu verbessern, müssen die 

einschlägigen Vorschriften, soweit 

erforderlich, vereinfacht werden; 

gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, 

dass die Beteiligten, insbesondere die 

Arbeitnehmer, angemessen geschützt sind. 

Die bestehenden Vorschriften für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

sollten daher dahin geändert werden, dass 

die Leitungs- oder Verwaltungsorgane der 

sich verschmelzenden Gesellschaften 

verpflichtet werden, für die Gesellschafter 

und für die Arbeitnehmer Berichte über die 

rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte 

der grenzüberschreitenden Verschmelzung 

zu erstellen. Das Leitungs- oder 

Verwaltungsorgan der Gesellschaft kann 

jedoch von seiner Pflicht zur Erstellung 

eines Berichts für die Gesellschafter 

freigestellt werden, wenn die 

Gesellschafter bereits über die rechtlichen 

und wirtschaftlichen Aspekte der geplanten 

Verschmelzung unterrichtet sind. Auf den 

Bericht für die Arbeitnehmer kann 

hingegen nur verzichtet werden, wenn die 

sich verschmelzenden Gesellschaften und 

ihre Tochtergesellschaften keine anderen 

Arbeitnehmer haben als diejenigen, die 

dem Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

angehören. 
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Or. pt 

 

Änderungsantrag 142 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 29 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(29) Um den Schutz der Arbeitnehmer 

sich verschmelzender Gesellschaften zu 

verbessern, können die Arbeitnehmer oder 

ihre Vertreter überdies zu dem Bericht der 

Gesellschaft Stellung nehmen, in dem die 

Auswirkungen der grenzüberschreitenden 

Verschmelzung auf die Arbeitnehmer 

dargelegt werden. Die Vorlage des 

Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Ratsrichtlinien 2001/23/EG47, 2002/14/EG 

oder 2009/38/EG auf nationaler Ebene 

eingeführt wurden, unberührt lassen. 

(29) Um den Schutz der Arbeitnehmer 

sich verschmelzender Gesellschaften zu 

verbessern, nehmen die Arbeitnehmer oder 

ihre Vertreter überdies zu dem Bericht der 

Gesellschaft Stellung, in dem die 

Auswirkungen der grenzüberschreitenden 

Verschmelzung auf die Arbeitnehmer 

dargelegt werden. Die Vorlage des 

Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Ratsrichtlinien 2001/23/EG47, 2002/14/EG 

oder 2009/38/EG auf nationaler Ebene 

eingeführt wurden, unberührt lassen. 

_________________ _________________ 

47 Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 

12. März 2001 über die Wahrung von 

Ansprüchen der Arbeitnehmer beim 

Übergang von Unternehmen, Betrieben 

oder Unternehmens- oder Betriebsteilen 

(ABl. L 82 vom 22.3.2001, S. 16). 

47 Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 

12. März 2001 über die Wahrung von 

Ansprüchen der Arbeitnehmer beim 

Übergang von Unternehmen, Betrieben 

oder Unternehmens- oder Betriebsteilen 

(ABl. L 82 vom 22.3.2001, S. 16). 

Or. en 

 

Änderungsantrag 143 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 29 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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 (29a) Gesellschaften, die beabsichtigen, 

die Vorteile des Binnenmarktes voll zu 

nutzen, indem sie grenzüberschreitende 

Verschmelzungen durchführen, 

verpflichten sich im Gegenzug zu einem 

angemessenen Maß an Transparenz und 

verantwortungsvoller 

Unternehmensführung. Die öffentliche 

länderspezifische Berichterstattung ist ein 

wirksames und geeignetes Hilfsmittel, um 

die Transparenz der Tätigkeiten 

multinationaler Unternehmen zu erhöhen 

und der Öffentlichkeit zu ermöglichen, 

ihre Auswirkungen auf die Realwirtschaft 

zu bewerten. Sie wird auch die Fähigkeit 

der Aktionäre verbessern, zutreffend die 

von Unternehmen eingegangenen Risiken 

einzuschätzen, zu auf zutreffenden 

Informationen beruhenden 

Anlagestrategien führen und die 

Möglichkeit von Entscheidungsträgern 

erweitern, die Wirksamkeit und die 

Auswirkungen nationaler 

Rechtsvorschriften einzuschätzen. Aus 

diesem Grund werden vor der 

Ausführung der grenzüberschreitenden 

Operation eine Reihe finanzieller 

Informationen veröffentlicht. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 144 

Paul Tang 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 29 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (29a) Um Konflikte zwischen den 

Interessen der Mitglieder des 

Leitungsorgans und dem Wohl der 

Gesellschaft zu umgehen, sollte es ihnen 

nicht gestattet sein, von der 

Verschmelzung finanziell in Form von 

variablen Vergütungen, Bonuszahlungen 
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oder steigenden Aktienkursen zu 

profitieren. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 145 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 30 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (30a) Um die Genauigkeit der 

Informationen im Verschmelzungsplan 

und in den an die Gesellschafter und 

Arbeitnehmer gerichteten Berichten 

überprüfen zu können und über die 

Fakten zu verfügen, anhand derer 

beurteilt werden kann, ob es sich bei der 

geplanten Verschmelzung um eine 

künstliche Gestaltung handelt, bereitet die 

zuständige Behörde des 

Wegzugsmitgliedstaats einen Bericht vor, 

um die geplante grenzüberschreitende 

Verschmelzung zu beurteilen. Der Bericht 

sollte in diesem Zusammenhang alle 

relevanten Informationen enthalten, 

damit in Kenntnis der Sachlage 

entschieden werden kann, ob die 

Vorabbescheinigung ausgestellt wird oder 

nicht. Daher sollte die zuständige 

Behörde stets eine Zusammenkunft mit 

Vertretern der Arbeitnehmer organisieren 

und in der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Die zuständige 

Behörde sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 
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Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen 

nicht Teil des Abschlussberichts der 

zuständigen Behörde sein, der öffentlich 

zugänglich ist. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 146 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 30 b (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (30b) Um unverhältnismäßig hohe 

Kosten und Belastungen für kleinere 

Gesellschaften, die eine 

grenzüberschreitende Verschmelzung 

durchführen, zu vermeiden, sollten Klein- 

und Kleinstunternehmen im Sinne der 

Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission von der Verpflichtung zur 

Prüfung durch die zuständige Behörde 

ausgenommen werden. Diese 

Gesellschaften können jedoch auf eine 

solche Prüfung zurückgreifen, um sich 

die Kosten einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung mit den Gläubigern 

zu ersparen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 147 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Erwägung 31 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(31) Die mangelnde Harmonisierung der 

Schutzbestimmungen für Gesellschafter 

und Gläubiger ist von verschiedener Seite 

als Hindernis für grenzüberschreitende 

Verschmelzungen beanstandet worden. 

Gesellschaftern und Gläubigern sollte 

unabhängig von den Mitgliedstaaten, in 

denen sich die verschmelzenden 

Gesellschaften befinden, das gleiche 

Schutzniveau geboten werden. Dies berührt 

nicht die Vorschriften der Mitgliedstaaten 

zum Schutz von Gläubigern oder 

Gesellschaftern, die nicht in den 

Anwendungsbereich der harmonisierten 

Maßnahmen fallen, wie z. B. 

Transparenzvorschriften. 

(31) Die mangelnde Harmonisierung der 

Schutzbestimmungen für Gesellschafter, 

Arbeitnehmer und Gläubiger ist von 

verschiedener Seite als Hindernis für 

grenzüberschreitende Verschmelzungen 

beanstandet worden. Gesellschaftern, 

Arbeitnehmern und Gläubigern sollte 

unabhängig von den Mitgliedstaaten, in 

denen sich die verschmelzenden 

Gesellschaften befinden, das gleiche 

Schutzniveau geboten werden. Dies berührt 

nicht die Vorschriften der Mitgliedstaaten 

zum Schutz von Gläubigern, 

Arbeitnehmern oder Gesellschaftern, die 

nicht in den Anwendungsbereich der 

harmonisierten Maßnahmen fallen, wie 

z. B. Transparenzvorschriften. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 148 

Olle Ludvigsson 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 32 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(32) Um sicherzustellen, dass die 

Gesellschafter der an einer 

grenzüberschreitenden Verschmelzung 

beteiligten Gesellschaften gleichbehandelt 

werden, sollten stimmberechtigte 

Gesellschafter, die nicht für den 

gemeinsamen Verschmelzungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, das Recht erhalten, aus 

der Gesellschaft auszutreten. Diese 

Gesellschafter sollten die Gesellschaft 

verlassen dürfen und für ihre Anteile eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

(32) Um sicherzustellen, dass die 

Gesellschafter der an einer 

grenzüberschreitenden Verschmelzung 

beteiligten Gesellschaften gleichbehandelt 

werden, sollten stimmberechtigte 

Gesellschafter, die nicht für den 

gemeinsamen Verschmelzungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, das Recht erhalten, aus 

der Gesellschaft auszutreten. Diese 

Gesellschafter sollten die Gesellschaft 

verlassen dürfen und für ihre Anteile eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 
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Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

sie das Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht anzufechten. 

Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

sie das Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht oder in einem Schiedsverfahren 

anzufechten. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 149 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 32 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(32) Um sicherzustellen, dass die 

Gesellschafter der an einer 

grenzüberschreitenden Verschmelzung 

beteiligten Gesellschaften gleichbehandelt 

werden, sollten stimmberechtigte 

Gesellschafter, die nicht für den 
gemeinsamen Verschmelzungsplan 

gestimmt haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, das Recht erhalten, aus 

der Gesellschaft auszutreten. Diese 

Gesellschafter sollten die Gesellschaft 

verlassen dürfen und für ihre Anteile eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

sie das Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht anzufechten. 

(32) Um sicherzustellen, dass die 

Gesellschafter der übertragenden 

Gesellschaft, die dem gemeinsamen 

Verschmelzungsplan ausdrücklich 

widersprochen haben, das Recht erhalten, 

aus der Gesellschaft auszutreten. Diese 

Gesellschafter sollten die Gesellschaft 

verlassen dürfen und für ihre Anteile eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

die Gesellschafter, die das Angebot einer 

Barabfindung aufgrund ihrer 

Auffassung, dass die Abfindung nicht 

angemessen ist, abgelehnt haben, das 

Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht anzufechten. 

Or. de 

Begründung 

Es ist angemessener die Anspruchsberechtigung auf die Gesellschafter zu beschränken, die 

dem Verschmelzungssplan ausdrücklich widersprochen haben. Außerdem ist fraglich, 

weshalb ein Gesellschafter, der das Barabfindungsangebot angenommen hat, eine 

gerichtliche Überprüfung beantragen kann, obwohl dieser Gesellschafter nach Annahme des 

Angebots aus der Gesellschaft ausscheidet. 
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Änderungsantrag 150 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 35 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(35) Um Gläubigern einen 

angemessenen Schutz in Fällen zu 

gewährleisten, in denen sie den Schutz, den 

die Gesellschaft in ihrem gemeinsamen 

Plan für die grenzüberschreitende 

Verschmelzung bietet, für nicht 

zufriedenstellend erachten, können die 

Gläubiger, denen durch die 

grenzüberschreitende Verschmelzung ein 

Nachteil entsteht, bei der zuständigen 

Justiz- oder Verwaltungsbehörde des 

Mitgliedstaats, dem eine der sich 

verschmelzenden Gesellschaften angehört, 

die ihrer Ansicht nach angemessenen 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Verschmelzung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn ein unabhängiger 

Sachverständiger feststellt, dass nach 

vernünftigem Ermessen ein solcher 

Nachteil nicht zu erwarten ist, oder wenn 

die Gesellschaft dem Gläubiger einen 

Zahlungsanspruch in Höhe des Werts der 

ursprünglichen Forderung entweder gegen 

einen dritten Sicherungsgeber oder gegen 

die aus der Verschmelzung 

hervorgegangene Gesellschaft anbietet und 

dieser Anspruch vor demselben Gericht 

wie die ursprüngliche Forderung geltend 

gemacht werden kann. 

(35) Um Gläubigern einen 

angemessenen Schutz in Fällen zu 

gewährleisten, in denen sie den Schutz, den 

die Gesellschaft in ihrem gemeinsamen 

Plan für die grenzüberschreitende 

Verschmelzung bietet, für nicht 

zufriedenstellend erachten, können die 

Gläubiger, denen durch die 

grenzüberschreitende Verschmelzung ein 

Nachteil entsteht, bei der zuständigen 

Justiz- oder Verwaltungsbehörde des 

Mitgliedstaats, dem eine der sich 

verschmelzenden Gesellschaften angehört, 

die ihrer Ansicht nach angemessenen 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Verschmelzung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn dem Gläubiger ein 

Zahlungsanspruch in Höhe des Werts der 

ursprünglichen Forderung entweder gegen 

einen dritten Sicherungsgeber oder gegen 

die aus der Verschmelzung 

hervorgegangene Gesellschaft angeboten 

wird und dieser Anspruch vor demselben 

Gericht wie die ursprüngliche Forderung 

geltend gemacht werden kann. 

Or. en 
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Änderungsantrag 151 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 36 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(36) Das geltende Unionsrecht sieht 

keine Regelung für die 

grenzüberschreitende Spaltung von 

Gesellschaften vor; die Richtlinie (EU) 

2017/1132 enthält lediglich in Titel II 

Kapitel III Vorschriften für inländische 

Spaltungen von Aktiengesellschaften. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 152 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 37 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(37) Das Europäische Parlament hat 

die Kommission aufgefordert, 

harmonisierte Vorschriften für 

grenzüberschreitende Spaltungen zu 

erlassen. Eine solche harmonisierte 

Regelung würde einen weiteren Beitrag 

zur Beseitigung der Beschränkungen der 

Niederlassungsfreiheit leisten und 

gleichzeitig den Beteiligten wie 

Arbeitnehmern, Gläubigern und 

Gesellschaftern einen angemessenen 

Schutz bieten. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 153 

Martin Schirdewan 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 38 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(38) Diese Richtlinie regelt 

grenzüberschreitende Spaltungen, und 

zwar sowohl Abspaltungen als auch 

Aufspaltungen, allerdings nur im Wege 

der Neugründung. Grenzüberschreitende 

Spaltungen, bei denen eine Gesellschaft 

ihr Aktiv- und Passivvermögen auf mehr 

als eine bestehende Gesellschaft 

überträgt, sind von dieser Richtlinie 

ausgenommen, da diese Fälle als sehr 

komplex angesehen werden, die 

Beteiligung der zuständigen Behörden 

mehrerer Mitgliedstaaten erfordern und 

zusätzliche Betrugs- und 

Umgehungsrisiken bergen. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 154 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 38 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(38) Diese Richtlinie regelt 

grenzüberschreitende Spaltungen, und 

zwar sowohl Abspaltungen als auch 

Aufspaltungen, allerdings nur im Wege 

der Neugründung. Grenzüberschreitende 

Spaltungen, bei denen eine Gesellschaft 

ihr Aktiv- und Passivvermögen auf mehr 

als eine bestehende Gesellschaft 

überträgt, sind von dieser Richtlinie 

ausgenommen, da diese Fälle als sehr 

komplex angesehen werden, die 

Beteiligung der zuständigen Behörden 

mehrerer Mitgliedstaaten erfordern und 

zusätzliche Betrugs- und 

Umgehungsrisiken bergen. 

entfällt 
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Or. de 

 

Änderungsantrag 155 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 39 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(39) Bei einer grenzüberschreitenden 

Spaltung durch Neugründung sollten die 

begünstigten Gesellschaften, die dem 

Recht eines anderen Mitgliedstaats als des 

Mitgliedstaats der sich spaltenden 

Gesellschaft unterliegen, den 

Gründungsanforderungen ihres 

Mitgliedstaats nachkommen müssen. Zu 

den einschlägigen Voraussetzungen 

gehören auch solche, die sich auf ein 

Tätigkeitsverbot für Mitglieder eines 

Leitungs- oder Verwaltungsorgans 

beziehen. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 156 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 40 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(40) Das Recht der Gesellschaften, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

durchzuführen, kann unter bestimmten 

Umständen missbraucht werden, z. B. zur 

Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder Gesellschafter oder von Vorschriften 

über die Arbeitnehmermitbestimmung. 

Um solche Missbräuche zu unterbinden, 

eine Befugnis, die zu den allgemeinen 

entfällt 
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Grundsätzen des Unionsrechts gehört, 

müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, 

dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Spaltung nicht dazu 

nutzen können, um mit einer künstlichen 

Gestaltung ungerechtfertigte 

Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte 

von Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Soweit es 

sich um eine Ausnahme von einer 

Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten ein unterschiedliches 

Vorgehen ermöglicht, gleichzeitig aber 

vorschreibt, dass die Maßnahmen, die von 

den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im 

Einklang mit dem Unionsrecht ergriffen 

werden, einheitlich ausgerichtet werden 

müssen. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 157 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 40 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(40) Das Recht der Gesellschaften, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

durchzuführen, kann unter bestimmten 

Umständen missbraucht werden, z. B. zur 

Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

(40) Das Recht der Gesellschaften, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

durchzuführen, kann unter bestimmten 

Umständen missbraucht werden, z. B. zur 

Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 
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Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder Gesellschafter oder von Vorschriften 

über die Arbeitnehmermitbestimmung. Um 

solche Missbräuche zu unterbinden, eine 

Befugnis, die zu den allgemeinen 

Grundsätzen des Unionsrechts gehört, 

müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, 

dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Spaltung nicht dazu 

nutzen können, um mit einer künstlichen 

Gestaltung ungerechtfertigte Steuervorteile 

zu erlangen oder die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte von Arbeitnehmern, 

Gläubigern oder Gesellschaftern 

auszuhebeln. Soweit es sich um eine 

Ausnahme von einer Grundfreiheit 

handelt, müssen diesbezügliche 

Bestimmungen eng ausgelegt werden und 

muss ein Vorgehen gegen Missbrauch auf 

einer Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten ein unterschiedliches 

Vorgehen ermöglicht, gleichzeitig aber 

vorschreibt, dass die Maßnahmen, die von 

den nationalen Behörden zur Bekämpfung 

des Missbrauchs im Einklang mit dem 

Unionsrecht ergriffen werden, einheitlich 

ausgerichtet werden müssen. 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder Gesellschafter oder von Vorschriften 

über die Arbeitnehmermitbestimmung. Um 

solche Missbräuche zu unterbinden, eine 

Befugnis, die zu den allgemeinen 

Grundsätzen des Unionsrechts gehört, 

müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, 

dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Spaltung nicht dazu 

nutzen können, um mit einer künstlichen 

Gestaltung ungerechtfertigte Steuervorteile 

zu erlangen oder die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte von Arbeitnehmern, 

Gläubigern oder Gesellschaftern 

auszuhebeln. Ein Vorgehen gegen 

Missbrauch muss auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

gemeinsamer verfahrens- und 

materiellrechtlicher Rahmen festgelegt 

werden, der vorschreibt, dass die 

Maßnahmen, die von den nationalen 

Behörden zur Bekämpfung des 

Missbrauchs im Einklang mit dem 

Unionsrecht ergriffen werden, einheitlich 

ausgerichtet werden müssen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 158 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 40 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(40) Das Recht der Gesellschaften, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

durchzuführen, kann unter bestimmten 

Umständen missbraucht werden, z. B. zur 

(40) Das Recht der Gesellschaften, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

durchzuführen, könnte unter bestimmten 

Umständen missbraucht werden, z. B. zur 
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Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder Gesellschafter oder von Vorschriften 

über die Arbeitnehmermitbestimmung. Um 

solche Missbräuche zu unterbinden, eine 

Befugnis, die zu den allgemeinen 

Grundsätzen des Unionsrechts gehört, 
müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, 

dass Gesellschaften eine 

grenzüberschreitende Spaltung nicht dazu 

nutzen können, um mit einer künstlichen 

Gestaltung ungerechtfertigte 

Steuervorteile zu erlangen oder die 

gesetzlichen oder vertraglichen Rechte von 

Arbeitnehmern, Gläubigern oder 

Gesellschaftern auszuhebeln. Soweit es 

sich um eine Ausnahme von einer 

Grundfreiheit handelt, müssen 

diesbezügliche Bestimmungen eng 

ausgelegt werden und muss ein Vorgehen 

gegen Missbrauch auf einer 

Einzelfallprüfung aller relevanten 

Umstände beruhen. Es sollte ein 

verfahrens- und materiellrechtlicher 

Rahmen festgelegt werden, der den 

Ermessensspielraum umschreibt und den 

Mitgliedstaaten ein unterschiedliches 

Vorgehen ermöglicht, gleichzeitig aber 

vorschreibt, dass die Maßnahmen, die von 

den nationalen Behörden zur 

Bekämpfung des Missbrauchs im 

Einklang mit dem Unionsrecht ergriffen 

werden, einheitlich ausgerichtet werden 

müssen. 

Umgehung von Arbeitsnormen, 

Sozialversicherungsleistungen, 

Steuerpflichten, Rechten der Gläubiger 

oder Gesellschafter oder von Vorschriften 

über die Arbeitnehmermitbestimmung. Mit 

dem Ziel, die Möglichkeit eines solchen 

Missbrauchs im Steuerbereich zu 

unterbinden, wurden bereits unter 

Berücksichtigung der EuGH-

Rechtsprechung zur 

Niederlassungsfreiheit und der OECD 

BEPS-Empfehlungen Rechtsvorschriften 

zur Bekämpfung von 

Steuervermeidungspraktiken auf EU-

Ebene verabschiedet, so etwa die 

Richtlinie (EU) 2016/1164 vom 12. Juni 

2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung 

von Steuervermeidungspraktiken mit 

unmittelbaren Auswirkungen auf das 

Funktionieren des Binnenmarkts. Im 

Falle einer grenzüberschreitenden 

Spaltungen müssen die Mitgliedstaaten 

dafür sorgen, dass eine Gesellschaft, die 

eine solche Spaltung beabsichtigt, diese 

Vorschriften einhält. Um darüber hinaus 

dafür zu sorgen, dass die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte von Arbeitnehmern, 

Gläubigern oder Gesellschaftern nicht 

ausgehebelt werden, sind weitere 

geeignete und angemessene 

Schutzvorschriften notwendig. 

Or. de 

Begründung 

Siehe Änderung zu Artikel 160d. 

 

Änderungsantrag 159 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Erwägung 41 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(41) Angesichts der Komplexität 

grenzüberschreitender Spaltungen und 

der Vielzahl der damit verbundenen 

Interessen sollte eine Ex-ante-Kontrolle 

vorgesehen werden, um Rechtssicherheit 

zu schaffen. Zu diesem Zweck sollte ein 

strukturiertes, mehrstufiges Verfahren 

eingeführt werden, mit dem die 

zuständigen Behörden sowohl des 

Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, als auch des 

Mitgliedstaats der begünstigten 

Gesellschaften gewährleisten, dass die 

Entscheidung über die Genehmigung 

einer grenzüberschreitenden Spaltung 

fair, objektiv und diskriminierungsfrei auf 

der Grundlage aller relevanten Aspekte 

und unter Berücksichtigung aller 

legitimen öffentlichen Interessen, 

insbesondere des Schutzes der 

Arbeitnehmer, der Gesellschafter und der 

Gläubiger, getroffen wird. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 160 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 42 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(42) Damit den berechtigten Interessen 

aller Beteiligten Rechnung getragen 

werden kann, sollte die Gesellschaft, die 

die Spaltung vornimmt, den 

Spaltungsplan, der die wichtigsten 

Informationen über die vorgeschlagene 

grenzüberschreitende Spaltung enthält, 

darunter das geplante 

Umtauschverhältnis der Wertpapiere oder 

entfällt 
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Gesellschaftsanteile, den Errichtungsakt 

und den Zeitplan für die Spaltung, 

offenlegen. Die Gesellschafter, Gläubiger 

und Arbeitnehmer der Gesellschaft, die 

die grenzüberschreitende Spaltung 

vornimmt, sollten benachrichtigt werden, 

damit sie zu der Spaltung Stellung 

nehmen können. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 161 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 42 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(42) Damit den berechtigten Interessen 

aller Beteiligten Rechnung getragen 

werden kann, sollte die Gesellschaft, die 

die Spaltung vornimmt, den Spaltungsplan, 

der die wichtigsten Informationen über die 

vorgeschlagene grenzüberschreitende 

Spaltung enthält, darunter das geplante 

Umtauschverhältnis der Wertpapiere oder 

Gesellschaftsanteile, den Errichtungsakt 

und den Zeitplan für die Spaltung, 

offenlegen. Die Gesellschafter, Gläubiger 

und Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

sollten benachrichtigt werden, damit sie zu 

der Spaltung Stellung nehmen können. 

(42) Damit den berechtigten Interessen 

aller Beteiligten Rechnung getragen 

werden kann, sollte die Gesellschaft, die 

die Spaltung vornimmt, den Spaltungsplan, 

der Informationen über die vorgeschlagene 

grenzüberschreitende Spaltung enthält, die 

Gründe für die grenzüberschreitende 

Spaltung, das geplante Umtauschverhältnis 

der Wertpapiere oder Gesellschaftsanteile, 

den Errichtungsakt und den Zeitplan für 

die Spaltung, offenlegen. Die 

Gesellschafter, Gläubiger und 

Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

sollten benachrichtigt werden, damit sie zu 

der Spaltung Stellung nehmen können. 

Dieser Bericht und die erhaltenen 

Stellungnahmen sollten öffentlich 

zugänglich gemacht werden. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 162 

Miguel Viegas 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 42 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(42) Damit den berechtigten Interessen 

aller Beteiligten Rechnung getragen 

werden kann, sollte die Gesellschaft, die 

die Spaltung vornimmt, den Spaltungsplan, 

der die wichtigsten Informationen über die 

vorgeschlagene grenzüberschreitende 

Spaltung enthält, darunter das geplante 

Umtauschverhältnis der Wertpapiere oder 

Gesellschaftsanteile, den Errichtungsakt 

und den Zeitplan für die Spaltung, 

offenlegen. Die Gesellschafter, Gläubiger 

und Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

sollten benachrichtigt werden, damit sie zu 

der Spaltung Stellung nehmen können. 

(42) Damit den berechtigten Interessen 

aller Beteiligten Rechnung getragen 

werden kann, sollte die Gesellschaft, die 

die Spaltung vornimmt, den Spaltungsplan, 

der die wichtigsten Informationen über die 

vorgeschlagene grenzüberschreitende 

Spaltung enthält, darunter das geplante 

Umtauschverhältnis der Wertpapiere oder 

Gesellschaftsanteile, den Errichtungsakt 

und den Zeitplan für die Spaltung, 

offenlegen. Die Gesellschafter, Gläubiger 

und Arbeitnehmer der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

sollten rechtzeitig benachrichtigt werden, 

damit sie zu der Spaltung Stellung nehmen 

können und damit Verhandlungen 

aufgenommen werden können. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 163 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 43 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(43) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Gesellschafter einen Bericht erstellen. In 

dem Bericht sollten die rechtlichen und 

wirtschaftlichen Aspekte der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung erläutert 

und begründet werden, insbesondere ihre 

Auswirkungen auf die Gesellschafter in 

Bezug auf die künftige Geschäftstätigkeit 

der Gesellschaft und die 

Geschäftsstrategie. Er sollte, sofern 

anwendbar, auch auf das 

entfällt 
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Umtauschverhältnis und die Kriterien für 

die Zuteilung der Anteile und die 

möglichen Schutzmaßnahmen für 

Gesellschafter eingehen, die mit der 

Spaltungsentscheidung nicht 

einverstanden sind. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 164 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 44 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(44) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung auf die 

Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Spaltung auf den 

Erhalt der Arbeitsplätze erläutert werden, 

und es sollte auf wesentliche Änderungen 

bei den Beschäftigungsverhältnissen und 

den Standorten der Gesellschaften sowie 

darauf eingegangen werden, inwieweit 

diese Aspekte auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Vorlage des Berichts sollte 

die anwendbaren Unterrichtungs- und 

Anhörungsrechte und -verfahren, die 

nach Umsetzung der Richtlinien 

2001/23/EG, 2002/14/EG oder 

2009/38/EG auf nationaler Ebene 

eingeführt wurden, unberührt lassen. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 165 
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Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 44 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(44) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung auf die 

Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Spaltung auf den 

Erhalt der Arbeitsplätze erläutert werden, 

und es sollte auf wesentliche Änderungen 

bei den Beschäftigungsverhältnissen und 

den Standorten der Gesellschaften sowie 

darauf eingegangen werden, inwieweit 

diese Aspekte auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Vorlage des Berichts sollte 

die anwendbaren Unterrichtungs- und 

Anhörungsrechte und -verfahren, die nach 

Umsetzung der Richtlinien 2001/23/EG, 

2002/14/EG oder 2009/38/EG auf 

nationaler Ebene eingeführt wurden, 

unberührt lassen. 

(44) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung auf die 

Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Spaltung auf den 

Erhalt der Arbeitsplätze erläutert werden, 

und es sollte auf wesentliche Änderungen 

bei den Beschäftigungsverhältnissen und 

den Standorten der Gesellschaften sowie 

darauf eingegangen werden, inwieweit 

diese Aspekte auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Vorlage des Berichts sollte 

die anwendbaren Unterrichtungs- und 

Anhörungsrechte und -verfahren, die nach 

Umsetzung der Richtlinien 2001/23/EG, 

2002/14/EG oder 2009/38/EG auf 

nationaler Ebene eingeführt wurden, 

unberührt lassen. Arbeitnehmer der 

Gesellschaft, die die grenzüberschreitende 

Spaltung vornimmt, sollten lange im 

Voraus benachrichtigt werden, damit sie 

zu der vorgeschlagenen Spaltung Stellung 

nehmen können. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 166 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 44 

 



 

AM\1162709DE.docx 65/88 PE627.752v01-00 

 DE 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(44) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung auf die 

Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Spaltung auf den 

Erhalt der Arbeitsplätze erläutert werden, 

und es sollte auf wesentliche Änderungen 

bei den Beschäftigungsverhältnissen und 

den Standorten der Gesellschaften sowie 

darauf eingegangen werden, inwieweit 

diese Aspekte auch die 

Tochtergesellschaften der Gesellschaft 

betreffen. Die Vorlage des Berichts sollte 

die anwendbaren Unterrichtungs- und 

Anhörungsrechte und -verfahren, die nach 

Umsetzung der Richtlinien 2001/23/EG, 

2002/14/EG oder 2009/38/EG auf 

nationaler Ebene eingeführt wurden, 

unberührt lassen. 

(44) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte zur Information ihrer 

Arbeitnehmer einen Bericht erstellen, in 

dem die Auswirkungen der geplanten 

grenzüberschreitenden Spaltung auf die 

Arbeitnehmer erläutert werden. In dem 

Bericht sollten insbesondere die 

Auswirkungen der vorgeschlagenen 

grenzüberschreitenden Spaltung auf den 

Erhalt der Arbeitsplätze erläutert werden, 

und es sollte auf wesentliche Änderungen 

bei den Arbeitsbedingungen, den 

Arbeitsverhältnissen und den 

Entlohnungsbedingungen sowie den 
Standorten der Gesellschaften sowie darauf 

eingegangen werden, inwieweit diese 

Aspekte auch die Tochtergesellschaften der 

Gesellschaft betreffen. Die Vorlage des 

Berichts sollte die anwendbaren 

Unterrichtungs- und Anhörungsrechte und 

-verfahren, die nach Umsetzung der 

Richtlinien 2001/23/EG, 2002/14/EG oder 

2009/38/EG auf nationaler Ebene 

eingeführt wurden, unberührt lassen. 

Or. pt 

 

Änderungsantrag 167 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 44 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (44a) Gesellschaften, die beabsichtigen, 

die Vorteile des Binnenmarktes voll zu 

nutzen, indem sie grenzüberschreitende 

Spaltungen durchführen, verpflichten 

sich im Gegenzug zu einem 

angemessenen Maß an Transparenz und 

verantwortungsvoller 

Unternehmensführung. Die öffentliche 
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länderspezifische Berichterstattung ist ein 

wirksames und geeignetes Hilfsmittel, um 

die Transparenz der Tätigkeiten 

multinationaler Unternehmen zu erhöhen 

und der Öffentlichkeit zu ermöglichen, 

ihre Auswirkungen auf die Realwirtschaft 

zu bewerten. Sie wird auch die Fähigkeit 

der Aktionäre verbessern, zutreffend die 

von Unternehmen eingegangenen Risiken 

einzuschätzen, zu auf zutreffenden 

Informationen beruhenden 

Anlagestrategien führen und die 

Möglichkeit von Entscheidungsträgern 

erweitern, die Wirksamkeit und die 

Auswirkungen nationaler 

Rechtsvorschriften einzuschätzen. Aus 

diesem Grund werden vor der 

Ausführung der grenzüberschreitenden 

Operation eine Reihe finanzieller 

Informationen veröffentlicht. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 168 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 45 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(45) Um die Richtigkeit der in dem 

Spaltungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten enthaltenen 

Informationen zu gewährleisten und die 

Fakten zu vermitteln, die erforderlich 

sind, um beurteilen zu können, ob es sich 

bei der vorgeschlagenen Spaltung um 

eine nicht genehmigungsfähige 

künstliche Gestaltung handelt, sollte der 

Bericht eines unabhängigen 

Sachverständigen vorgeschrieben werden, 

in dem der Spaltungsplan beurteilt wird. 

Um die Unabhängigkeit des 

Sachverständigen zu gewährleisten, sollte 

entfällt 
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der Sachverständige von der zuständigen 

Behörde auf Antrag der Gesellschaft 

ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die 

die zuständige Behörde des Mitgliedstaats 

der zu spaltenden Gesellschaft benötigt, 

um in Kenntnis der Sachlage zu 

entscheiden, ob sie die 

Vorabbescheinigung ausstellt oder nicht. 

Daher sollte der Sachverständige in der 

Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 169 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 45 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(45) Um die Richtigkeit der in dem 

Spaltungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

(45) Um die Richtigkeit der in dem 

Spaltungsplan und in dem an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 
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gerichteten Berichten enthaltenen 

Informationen zu gewährleisten und die 

Fakten zu vermitteln, die erforderlich 

sind, um beurteilen zu können, ob es sich 

bei der vorgeschlagenen Spaltung um 

eine nicht genehmigungsfähige 

künstliche Gestaltung handelt, sollte der 

Bericht eines unabhängigen 

Sachverständigen vorgeschrieben werden, 

in dem der Spaltungsplan beurteilt wird. 

Um die Unabhängigkeit des 

Sachverständigen zu gewährleisten, sollte 

der Sachverständige von der zuständigen 

Behörde auf Antrag der Gesellschaft 

ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde des Mitgliedstaats der 

zu spaltenden Gesellschaft benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

gerichteten Bericht enthaltenen 

Informationen zu gewährleisten, sollte der 

Bericht eines unabhängigen 

Sachverständigen vorgeschrieben werden, 

in dem der Spaltungsplan beurteilt wird. 

Um die Unabhängigkeit des 

Sachverständigen zu gewährleisten, sollte 

der Sachverständige von der zuständigen 

Behörde auf Antrag der Gesellschaft 

ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde des Mitgliedstaats der 

zu spaltenden Gesellschaft benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Or. de 
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Begründung 

Siehe Änderung zu Artikel 160g und 160h. 

 

Änderungsantrag 170 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 45 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(45) Um die Richtigkeit der in dem 

Spaltungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten enthaltenen 

Informationen zu gewährleisten und die 

Fakten zu vermitteln, die erforderlich sind, 

um beurteilen zu können, ob es sich bei der 

vorgeschlagenen Spaltung um eine nicht 

genehmigungsfähige künstliche Gestaltung 

handelt, sollte der Bericht eines 

unabhängigen Sachverständigen 

vorgeschrieben werden, in dem der 

Spaltungsplan beurteilt wird. Um die 

Unabhängigkeit des Sachverständigen zu 

gewährleisten, sollte der Sachverständige 

von der zuständigen Behörde auf Antrag 

der Gesellschaft ernannt werden. Der 

Sachverständigenbericht sollte alle 

relevanten Informationen enthalten, die die 

zuständige Behörde des Mitgliedstaats der 

zu spaltenden Gesellschaft benötigt, um in 

Kenntnis der Sachlage zu entscheiden, ob 

sie die Vorabbescheinigung ausstellt oder 

nicht. Daher sollte der Sachverständige in 

der Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Der 

Sachverständige sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

(45) Um die Richtigkeit der in dem 

Spaltungsplan und in den an die 

Gesellschafter und Arbeitnehmer 

gerichteten Berichten enthaltenen 

Informationen zu gewährleisten und die 

Fakten zu vermitteln, die erforderlich sind, 

um beurteilen zu können, ob es sich bei der 

vorgeschlagenen Spaltung um eine nicht 

genehmigungsfähige künstliche Gestaltung 

handelt, sollte die zuständige Behörde des 

Mitgliedstaats der gespaltenen 

Gesellschaft einen Bericht vorlegen, in 

dem der Spaltungsplan beurteilt wird. Der 

Bericht sollte alle relevanten 

Informationen enthalten, die die zuständige 

Behörde benötigt, um in Kenntnis der 

Sachlage zu entscheiden, ob sie die 

Vorabbescheinigung ausstellt oder nicht. 

Daher sollte die zuständige Behörde stets 

eine Zusammenkunft mit Vertretern der 

Arbeitnehmer organisieren und in der 

Lage sein, sich alle relevanten 

Informationen und Unterlagen der 

Gesellschaft zu beschaffen und alle 

erforderlichen Untersuchungen 

durchzuführen, um alle erforderlichen 

Nachweise zu sammeln. Die zuständige 

Behörde sollte die Informationen, 

insbesondere den Nettoumsatz und den 

Gewinn oder Verlust, die Zahl der 

Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 
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Arbeitnehmer und die Gliederung der 

Bilanz, heranziehen, die von der 

Gesellschaft für die Erstellung von 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen, 

einschließlich der Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft, nicht Teil des 

Abschlussberichts des Sachverständigen 

sein, der öffentlich zugänglich ist. 

Jahresabschlüssen im Einklang mit dem 

Unionsrecht und dem Recht der 

Mitgliedstaaten zusammengestellt worden 

sind. Diese Informationen sollten jedoch 

zum Schutz vertraulicher Informationen 

nicht Teil des Abschlussberichts sein, der 

öffentlich zugänglich sein sollte. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 171 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 46 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(46) Um unverhältnismäßig hohe 

Kosten und Belastungen für kleinere 

Gesellschaften, die eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

vornehmen, zu vermeiden, sollten Klein- 

und Kleinstunternehmen im Sinne der 

Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission vom 6. Mai 2003 von der 

Verpflichtung zur Vorlage eines 

unabhängigen Sachverständigenberichts 

ausgenommen werden. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 172 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 47 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Die Gesellschafterversammlung 

sollte auf der Grundlage des Plans für die 

grenzüberschreitende Spaltung und der 

Berichte entscheiden, ob sie dem 

Spaltungsplan zustimmt oder nicht. Es ist 

wichtig, dass das Mehrheitserfordernis 

für diese Abstimmung ausreichend hoch 

ist, um sicherzustellen, dass es sich um 

eine kollektive Entscheidung handelt. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 173 

Miguel Viegas 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 47 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Die Gesellschafterversammlung 

sollte auf der Grundlage des Plans für die 

grenzüberschreitende Spaltung und der 
Berichte entscheiden, ob sie dem 

Spaltungsplan zustimmt oder nicht. Es ist 

wichtig, dass das Mehrheitserfordernis für 

diese Abstimmung ausreichend hoch ist, 

um sicherzustellen, dass es sich um eine 

kollektive Entscheidung handelt. 

(47) Dem Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung kann nur 

mit der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung und der 

Vollversammlung der Arbeitnehmer 

zugestimmt werden. Dabei dienen der 

Plan und die Berichte als Grundlage für 

die Entscheidung beider Parteien. Es ist 

wichtig, dass das Mehrheitserfordernis für 

diese Abstimmung ausreichend hoch ist, 

um sicherzustellen, dass es sich um eine 

kollektive Entscheidung handelt. 

Or. pt 

Änderungsantrag 174 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 48 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(48) Stimmberechtigte Gesellschafter, entfällt 
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die nicht für den Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung gestimmt 

haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft 

auszutreten. Diese Gesellschafter sollten 

die Gesellschaft verlassen dürfen und eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert 

ihrer Anteile entspricht. Darüber hinaus 

sollten sie das Recht haben, die 

Berechnung und die Angemessenheit der 

ihnen angebotenen Barabfindung und, 

wenn sie einer der begünstigten 

Gesellschaften weiter angehören wollen, 

auch das Umtauschverhältnis der 

Gesellschaftsanteile vor Gericht 

anzufechten. Das Gericht sollte im 

Rahmen eines solchen Verfahrens die 

Möglichkeit haben, jeder an der 

grenzüberschreitenden Spaltung 

beteiligten Gesellschaft aufzugeben, 

entweder eine zusätzliche Barabfindung 

zu leisten oder zusätzliche Anteile 

auszugeben. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 175 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 48 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(48) Stimmberechtigte Gesellschafter, 

die nicht für den Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung gestimmt 

haben, und Gesellschafter ohne 

Stimmrechte, die keine Stellungnahme 

abgeben konnten, sollten das Recht 

erhalten, aus der Gesellschaft auszutreten. 

Diese Gesellschafter sollten die 

Gesellschaft verlassen dürfen und eine 

Barabfindung erhalten, die dem Wert ihrer 

(48) Gesellschafter, die dem Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung 

ausdrücklich widersprochen haben, 

sollten das Recht erhalten, aus der 

Gesellschaft auszutreten. Diese 

Gesellschafter sollten die Gesellschaft 

verlassen dürfen und eine Barabfindung 

erhalten, die dem Wert ihrer Anteile 

entspricht. Darüber hinaus sollten die 

Gesellschafter, die das Angebot einer 
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Anteile entspricht. Darüber hinaus sollten 

sie das Recht haben, die Berechnung und 

die Angemessenheit der ihnen 

angebotenen Barabfindung und, wenn sie 

einer der begünstigten Gesellschaften 

weiter angehören wollen, auch das 

Umtauschverhältnis der 

Gesellschaftsanteile vor Gericht 

anzufechten. Das Gericht sollte im Rahmen 

eines solchen Verfahrens die Möglichkeit 

haben, jeder an der grenzüberschreitenden 

Spaltung beteiligten Gesellschaft 

aufzugeben, entweder eine zusätzliche 

Barabfindung zu leisten oder zusätzliche 

Anteile auszugeben. 

Barabfindung aufgrund ihrer 

Auffassung, dass die Abfindung nicht 

angemessen ist, abgelehnt haben, das 

Recht haben, die Berechnung und 

Angemessenheit dieser Barabfindung vor 

Gericht anzufechten. Das Gericht sollte im 

Rahmen eines solchen Verfahrens die 

Möglichkeit haben, jeder an der 

grenzüberschreitenden Spaltung beteiligten 

Gesellschaft aufzugeben, entweder eine 

zusätzliche Barabfindung zu leisten oder 

zusätzliche Anteile auszugeben. 

Or. de 

Begründung 

Es ist angemessener die Anspruchsberechtigung auf die Gesellschafter zu beschränken, die 

dem Spaltungsplan ausdrücklich widersprochen haben. Außerdem ist fraglich, weshalb ein 

Gesellschafter, der das Barabfindungsangebot angenommen hat, eine gerichtliche 

Überprüfung beantragen kann, obwohl dieser Gesellschafter nach Annahme des Angebots 

aus der Gesellschaft ausscheidet. 

 

Änderungsantrag 176 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 49 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(49) Die Gesellschaft, die die Spaltung 

vornimmt, sollte in ihrem Plan für eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

angemessene Maßnahmen zum Schutz 

der Gläubiger vorschlagen. Um den 

Schutz der Gläubiger im Falle einer 

Insolvenz nach der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

stärken, sollten die Mitgliedstaaten von 

der Gesellschaft zusätzlich eine 

Erklärung dahin gehend verlangen 

dürfen, dass der Gesellschaft kein Grund 

entfällt 
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bekannt ist, aus dem eine der aus der 

Spaltung hervorgehenden Gesellschaften 

nicht in der Lage sein könnte, ihre 

Verbindlichkeiten zu erfüllen. Die 

Mitgliedstaaten sollten die Mitglieder des 

Leitungsorgans persönlich für die 

Richtigkeit dieser Erklärung haftbar 

machen können. Da sich die 

Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten in 

Bezug auf Solvenzerklärungen und deren 

mögliche Folgen unterscheiden, sollte es 

den Mitgliedstaaten überlassen bleiben, 

im Einklang mit dem Unionsrecht 

angemessene Konsequenzen für 

unrichtige oder irreführende Erklärungen 

vorzusehen, einschließlich wirksamer und 

verhältnismäßiger Sanktionen und 

Haftungspflichten. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 177 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 50 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(50) Um Gläubigern einen 

angemessenen Schutz in Fällen zu 

gewährleisten, in denen sie den Schutz, 

den die Gesellschaft in ihrem Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung bietet, für 

nicht zufriedenstellend erachten, können 

die Gläubiger, denen durch die 

grenzüberschreitende Spaltung ein 

Nachteil entsteht, bei der zuständigen 

Justiz- oder Verwaltungsbehörde des 

Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, die ihrer Ansicht 

nach angemessenen Sicherheiten 

beantragen. Um die Beurteilung eines 

etwaigen Nachteils zu erleichtern, sollten 

bestimmte Vermutungen festgelegt 

werden, denen zufolge einem Gläubiger 

entfällt 
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durch eine grenzüberschreitende 

Spaltung kein Nachteil entsteht, wenn das 

Verlustrisiko für ihn gering ist. Eine 

solche Vermutung sollte dann gelten, 

wenn in dem Bericht eines unabhängigen 

Sachverständigen festgestellt wird, dass 

nach vernünftigem Ermessen ein solcher 

Nachteil nicht zu erwarten ist, oder wenn 

die Gesellschaft dem Gläubiger einen 

Zahlungsanspruch in Höhe des Werts 

seiner ursprünglichen Forderung 

entweder gegen einen dritten 

Sicherungsgeber oder gegen eine aus der 

Spaltung hervorgehende Gesellschaft 

anbietet und dieser Anspruch vor 

demselben Gericht wie die ursprüngliche 

Forderung geltend gemacht werden kann. 

Der in dieser Richtlinie vorgesehene 

Gläubigerschutz sollte die nationalen 

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

in Bezug auf Zahlungen an die 

öffentliche Hand, einschließlich Steuern 

und Sozialabgaben, unberührt lassen. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 178 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 50 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(50) Um Gläubigern einen 

angemessenen Schutz in Fällen zu 

gewährleisten, in denen sie den Schutz, den 

die Gesellschaft in ihrem Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung bietet, für 

nicht zufriedenstellend erachten, können 

die Gläubiger, denen durch die 

grenzüberschreitende Spaltung ein Nachteil 

entsteht, bei der zuständigen Justiz- oder 

Verwaltungsbehörde des Mitgliedstaats der 

(50) Um Gläubigern einen 

angemessenen Schutz in Fällen zu 

gewährleisten, in denen sie den Schutz, den 

die Gesellschaft in ihrem Plan für die 

grenzüberschreitende Spaltung bietet, für 

nicht zufriedenstellend erachten, können 

die Gläubiger, denen durch die 

grenzüberschreitende Spaltung ein Nachteil 

entsteht, bei der zuständigen Justiz- oder 

Verwaltungsbehörde des Mitgliedstaats der 
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Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die ihrer Ansicht nach angemessenen 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Spaltung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn in dem Bericht 

eines unabhängigen Sachverständigen 

festgestellt wird, dass nach vernünftigem 

Ermessen ein solcher Nachteil nicht zu 

erwarten ist, oder wenn die Gesellschaft 

dem Gläubiger einen Zahlungsanspruch in 

Höhe des Werts seiner ursprünglichen 

Forderung entweder gegen einen dritten 

Sicherungsgeber oder gegen eine aus der 

Spaltung hervorgehende Gesellschaft 

anbietet und dieser Anspruch vor 

demselben Gericht wie die ursprüngliche 

Forderung geltend gemacht werden kann. 

Der in dieser Richtlinie vorgesehene 

Gläubigerschutz sollte die nationalen 

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, in 

Bezug auf Zahlungen an die öffentliche 

Hand, einschließlich Steuern und 

Sozialabgaben, unberührt lassen. 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die ihrer Ansicht nach angemessenen 

Sicherheiten beantragen. Um die 

Beurteilung eines etwaigen Nachteils zu 

erleichtern, sollten bestimmte 

Vermutungen festgelegt werden, denen 

zufolge einem Gläubiger durch eine 

grenzüberschreitende Spaltung kein 

Nachteil entsteht, wenn das Verlustrisiko 

für ihn gering ist. Eine solche Vermutung 

sollte dann gelten, wenn dem Gläubiger ein 

Zahlungsanspruch in Höhe des Werts 

seiner ursprünglichen Forderung entweder 

gegen einen dritten Sicherungsgeber oder 

gegen eine aus der Spaltung hervorgehende 

Gesellschaft angeboten wird und dieser 

Anspruch vor demselben Gericht wie die 

ursprüngliche Forderung geltend gemacht 

werden kann. Der in dieser Richtlinie 

vorgesehene Gläubigerschutz sollte die 

nationalen Rechtsvorschriften des 

Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, in Bezug auf 

Zahlungen an die öffentliche Hand, 

einschließlich Steuern und Sozialabgaben, 

unberührt lassen. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 179 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 51 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(51) Um eine angemessene 

Aufgabenteilung zwischen den 

Mitgliedstaaten und eine effiziente und 

wirksame Ex-ante-Kontrolle von 

grenzüberschreitenden Spaltungen zu 

entfällt 



 

AM\1162709DE.docx 77/88 PE627.752v01-00 

 DE 

gewährleisten, sollte die zuständige 

Behörde des Mitgliedstaats der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

befugt sein, eine Vorabbescheinigung 

auszustellen, ohne die die Behörden der 

Mitgliedstaaten der begünstigten 

Gesellschaften das Verfahren der 

grenzüberschreitenden Spaltung nicht 

abschließen können. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 180 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 52 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(52) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

gewährleisten, sollte der Mitgliedstaat der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde sollte über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine 

Reihe von in dieser Richtlinie festgelegten 

entfällt 
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Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten 

abgeschlossen werden, nachdem die 

Gesellschaft davon in Kenntnis gesetzt 

wurde, dass eine eingehende Prüfung 

durchgeführt wird. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 181 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 52 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(52) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

gewährleisten, sollte der Mitgliedstaat der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde sollte über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

(52) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

gewährleisten, sollte der Mitgliedstaat der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde sollte über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden. 
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könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine 

Reihe von in dieser Richtlinie festgelegten 

Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten 

abgeschlossen werden, nachdem die 

Gesellschaft davon in Kenntnis gesetzt 

wurde, dass eine eingehende Prüfung 

durchgeführt wird. 

Or. de 

Begründung 

Siehe Änderung zu Artikel 160d. 

 

Änderungsantrag 182 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 52 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(52) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

gewährleisten, sollte der Mitgliedstaat der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde sollte über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb eines 

Monats nach dem Antrag der Gesellschaft 

entscheiden, es sei denn, sie hat ernste 

Bedenken, dass es sich um eine künstliche 

Gestaltung handeln könnte mit dem Ziel, 

unrechtmäßige Steuervorteile zu erlangen 

oder die gesetzlichen oder vertraglichen 

Rechte der Arbeitnehmer, Gläubiger oder 

(52) Um die Rechtmäßigkeit der 

grenzüberschreitenden Spaltung zu 

gewährleisten, sollte der Mitgliedstaat der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

die Vorabbescheinigung erst nach einer 

Prüfung ausstellen. Die zuständige 

Behörde sollte über die Ausstellung der 

Vorabbescheinigung innerhalb von drei 

Monaten nach dem Antrag der 

Gesellschaft entscheiden, es sei denn, sie 

hat ernste Bedenken, dass es sich um eine 

künstliche Gestaltung handeln könnte mit 

dem Ziel, unrechtmäßige Steuervorteile zu 

erlangen oder die gesetzlichen oder 

vertraglichen Rechte der Arbeitnehmer, 
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Gesellschafter unrechtmäßig zu 

beschneiden. In einem solchen Fall sollte 

die zuständige Behörde eine eingehende 

Prüfung vornehmen. Diese eingehende 

Prüfung sollte jedoch nicht systematisch, 

sondern von Fall zu Fall durchgeführt 

werden, wenn ernste Bedenken bestehen, 

dass eine künstliche Gestaltung vorliegen 

könnte. Bei ihrer Prüfung sollte die 

zuständige Behörde mindestens eine Reihe 

von in dieser Richtlinie festgelegten 

Faktoren berücksichtigen, die jedoch nur 

als Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen 

werden, nachdem die Gesellschaft davon in 

Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 

eingehende Prüfung durchgeführt wird. 

Gläubiger oder Gesellschafter 

unrechtmäßig zu beschneiden. In einem 

solchen Fall sollte die zuständige Behörde 

eine eingehende Prüfung vornehmen. Diese 

eingehende Prüfung sollte jedoch nicht 

systematisch, sondern von Fall zu Fall 

durchgeführt werden, wenn ernste 

Bedenken bestehen, dass eine künstliche 

Gestaltung vorliegen könnte. Bei ihrer 

Prüfung sollte die zuständige Behörde 

mindestens eine Reihe von in dieser 

Richtlinie festgelegten Faktoren 

berücksichtigen, die jedoch nur als 

Anhaltspunkte im Rahmen der 

Gesamtprüfung dienen und nicht isoliert 

betrachtet werden sollten. Um die 

Gesellschaften nicht mit einem übermäßig 

langen Verfahren zu belasten, sollte diese 

eingehende Prüfung auf jeden Fall 

innerhalb von fünf Monaten abgeschlossen 

werden, nachdem die Gesellschaft davon in 

Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 

eingehende Prüfung durchgeführt wird. 

Or. en 

 

Änderungsantrag 183 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 53 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(53) Nachdem die Behörden der 

Mitgliedstaaten der begünstigten 

Gesellschaften die Vorabbescheinigung 

erhalten und sich vergewissert haben, 

dass die Gründungsanforderungen in den 

betreffenden Mitgliedstaaten erfüllt sind, 

sollten sie die Gesellschaften in das 

Unternehmensregister des betreffenden 

Mitgliedstaats eintragen. Erst nach dieser 

Eintragung sollte die zuständige Behörde 

des Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, die Gesellschaft in 

entfällt 
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ihrem eigenen Register löschen. Die 

Richtigkeit der in der 

Vorabbescheinigung enthaltenen 

Informationen kann von den zuständigen 

Behörden der Mitgliedstaaten der 

begünstigten Gesellschaften nicht infrage 

gestellt werden. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 184 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 53 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(53) Nachdem die Behörden der 

Mitgliedstaaten der begünstigten 

Gesellschaften die Vorabbescheinigung 

erhalten und sich vergewissert haben, dass 

die Gründungsanforderungen in den 

betreffenden Mitgliedstaaten erfüllt sind, 

sollten sie die Gesellschaften in das 

Unternehmensregister des betreffenden 

Mitgliedstaats eintragen. Erst nach dieser 

Eintragung sollte die zuständige Behörde 

des Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, die Gesellschaft in 

ihrem eigenen Register löschen. Die 

Richtigkeit der in der Vorabbescheinigung 

enthaltenen Informationen kann von den 

zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

der begünstigten Gesellschaften nicht 

infrage gestellt werden. 

(53) Nachdem die Behörden der 

Mitgliedstaaten der begünstigten 

Gesellschaften die Vorabbescheinigung 

erhalten und sich vergewissert haben, dass 

die Gründungsanforderungen in den 

betreffenden Mitgliedstaaten erfüllt sind, 

sollten sie die Gesellschaften in das 

Unternehmensregister des betreffenden 

Mitgliedstaats eintragen. Die Behörden der 

Mitgliedstaaten der begünstigten 

Gesellschaften sollten außerdem, 

basierend auf den erhaltenen 

Informationen, die wirtschaftlichen 

Eigentümer dieser Gesellschaften 

überprüfen. Erst nach dieser Eintragung 

sollte die zuständige Behörde des 

Mitgliedstaats der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, die Gesellschaft in 

ihrem eigenen Register löschen. Die 

Richtigkeit der in der Vorabbescheinigung 

enthaltenen Informationen kann von den 

zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

der begünstigten Gesellschaften infrage 

gestellt werden, sofern Beweise vorliegen, 

die zu einem konkreten Betrugsverdacht 

führen, die an den Herkunfsmitgliedstaat 

weitergeleitet werden sollten. 
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Or. en 

 

Änderungsantrag 185 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 54 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(54) Infolge der grenzüberschreitenden 

Spaltung wird das Aktiv- und 

Passivvermögen der Gesellschaft, die die 

Spaltung vornimmt, entsprechend der im 

Spaltungsplan festgelegten Zuteilung auf 

die begünstigten Gesellschaften 

übertragen, wobei die Gesellschafter der 

Gesellschaft, die die Spaltung vornimmt, 

entweder in dieser Gesellschaft bleiben 

oder Gesellschafter der begünstigten 

Gesellschaften oder Gesellschafter sowohl 

der gespaltenen Gesellschaft als auch der 

begünstigten Gesellschaften werden. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 186 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 55 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(55) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Spaltung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die 

die grenzüberschreitende Spaltung 

vornimmt, ein System der 

Arbeitnehmermitbestimmung besteht, 

nicht übermäßig beeinträchtigt wird, 

sollten die aus der Spaltung 

hervorgehenden Gesellschaften 

verpflichtet sein, eine Rechtsform 

entfällt 
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anzunehmen, die die Ausübung von 

Mitbestimmungsrechten ermöglicht, u. a. 

durch die Präsenz von Vertretern der 

Arbeitnehmer in den entsprechenden 

Leitungs- oder Aufsichtsorganen der 

Gesellschaften. Darüber hinaus sollten in 

einem solchen Fall zwischen der 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern 

nach Treu und Glauben Verhandlungen 

nach dem in der Richtlinie 2001/86/EG 

vorgesehenen Verfahren geführt werden, 

um zu einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Spaltung als auch 

die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder 

eine Vereinbarung zwischen der 

betreffenden Gesellschaft und ihren 

Arbeitnehmern oder in Ermangelung 

einer solchen Vereinbarung die 

Auffangregelung im Anhang der 

Richtlinie 2001/86/EG zur Anwendung 

gelangen. Um die Anwendung der 

Vereinbarung oder der Auffangregelung 

zu gewährleisten, sollte es der 

Gesellschaft drei Jahre lang nicht 

möglich sein, die Mitbestimmungsrechte 

durch die Vornahme anschließender 

innerstaatlicher oder 

grenzüberschreitender Umwandlungen, 

Verschmelzungen oder Spaltungen 

auszuschalten. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 187 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 55 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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(55) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Spaltung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

ein System der 

Arbeitnehmermitbestimmung besteht, nicht 

übermäßig beeinträchtigt wird, sollten die 

aus der Spaltung hervorgehenden 

Gesellschaften verpflichtet sein, eine 

Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung von Mitbestimmungsrechten 

ermöglicht, u. a. durch die Präsenz von 

Vertretern der Arbeitnehmer in den 

entsprechenden Leitungs- oder 

Aufsichtsorganen der Gesellschaften. 

Darüber hinaus sollten in einem solchen 

Fall zwischen der Gesellschaft und ihren 

Arbeitnehmern nach Treu und Glauben 

Verhandlungen nach dem in der 

Richtlinie 2001/86/EG vorgesehenen 

Verfahren geführt werden, um zu einer 

einvernehmlichen Lösung zu gelangen, die 

sowohl das Recht der Gesellschaft auf 

Vornahme einer grenzüberschreitenden 

Spaltung als auch die 

Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer 

gewährleistet. Als Ergebnis dieser 

Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 

Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung gelangen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der 

Auffangregelung zu gewährleisten, sollte 

es der Gesellschaft drei Jahre lang nicht 

möglich sein, die Mitbestimmungsrechte 

durch die Vornahme anschließender 

innerstaatlicher oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

(55) Um zu gewährleisten, dass die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer durch 

die grenzüberschreitende Spaltung in 

Fällen, in denen in der Gesellschaft, die die 

grenzüberschreitende Spaltung vornimmt, 

ein System der 

Arbeitnehmermitbestimmung besteht, nicht 

übermäßig beeinträchtigt wird, sollten die 

aus der Spaltung hervorgehenden 

Gesellschaften verpflichtet sein, eine 

Rechtsform anzunehmen, die die 

Ausübung äquivalenter 

Mitbestimmungsrechte ermöglicht, u. a. 

durch die Präsenz von Vertretern der 

Arbeitnehmer in den entsprechenden 

Leitungs- oder Aufsichtsorganen der 

Gesellschaften. Darüber hinaus sollten in 

einem solchen Fall zwischen der 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern nach 

Treu und Glauben Verhandlungen nach 

dem in der Richtlinie 2001/86/EG 

vorgesehenen Verfahren geführt werden, 

um zu einer einvernehmlichen Lösung zu 

gelangen, die sowohl das Recht der 

Gesellschaft auf Vornahme einer 

grenzüberschreitenden Spaltung als auch 

die Mitbestimmungsrechte der 

Arbeitnehmer gewährleistet. Als Ergebnis 

dieser Verhandlungen sollte entweder eine 

Vereinbarung zwischen der betreffenden 

Gesellschaft und ihren Arbeitnehmern oder 

in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung die Auffangregelung im 

Anhang der Richtlinie 2001/86/EG zur 

Anwendung gelangen. Um die Anwendung 

der Vereinbarung oder der 

Auffangregelung zu gewährleisten, sollte 

es der Gesellschaft zehn Jahre lang nicht 

möglich sein, die Mitbestimmungsrechte 

durch die Vornahme anschließender 

innerstaatlicher oder grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen auszuschalten. 

Or. en 

 



 

AM\1162709DE.docx 85/88 PE627.752v01-00 

 DE 

Änderungsantrag 188 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 56 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(56) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

umgangen werden, sollte es einer sich 

spaltenden Gesellschaft, die in einem 

Mitgliedstaat eingetragen ist, der 

Mitbestimmungsrechte für Arbeitnehmer 

vorsieht, nicht möglich sein, eine 

grenzüberschreitende Spaltung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 

Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

entfällt 

Or. de 

 

Änderungsantrag 189 

Andreas Schwab 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 56 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(56) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Spaltung umgangen 

werden, sollte es einer sich spaltenden 

Gesellschaft, die in einem Mitgliedstaat 

eingetragen ist, der Mitbestimmungsrechte 

für Arbeitnehmer vorsieht, nicht möglich 

sein, eine grenzüberschreitende Spaltung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 

(56) Um zu verhindern, dass die 

Mitbestimmungsrechte durch eine 

grenzüberschreitende Spaltung umgangen 

werden, sollte es einer sich spaltenden 

Gesellschaft, die in einem Mitgliedstaat 

eingetragen ist, der Mitbestimmungsrechte 

für Arbeitnehmer vorsieht, nicht möglich 

sein, eine grenzüberschreitende Spaltung 

vorzunehmen, ohne zuvor Verhandlungen 

mit ihren Arbeitnehmern oder deren 
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Vertretern aufzunehmen, wenn die 

durchschnittliche Zahl der von dieser 
Gesellschaft beschäftigten Arbeitnehmer 

vier Fünfteln des nationalen 

Schwellenwerts für eine solche 

Arbeitnehmermitbestimmung entspricht. 

Vertretern aufzunehmen, wenn die 

Gesellschaft durchschnittlich mehr als 

500 Arbeitnehmer beschäftigt. 

Or. de 

Begründung 

Es ist notwendig, Kohärenz zu schaffen: Der Schwellenwert von 500 Arbeitnehmern, der auch 

in den Bestimmungen zur grenzüberschreitenden Verschmelzung, insbesondere Artikel 133, 

vorgesehen ist, hat sich in der Praxis bewährt und sollte daher einheitlich für alle 

Umstrukturierungsmaßnahmen in der gesamten EU Anwendung finden. 

 

Änderungsantrag 190 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 58 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(58) Die Bestimmungen dieser 

Richtlinie berühren nicht die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften des nationalen 

Steuerrechts der Mitgliedstaaten oder des 

Steuerrechts ihrer gebiets- oder 

verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten 

einschließlich der Durchsetzung der 

Steuervorschriften bei 

grenzüberschreitenden Umwandlungen, 

Verschmelzungen und Spaltungen. 

(58) Die Bestimmungen dieser 

Richtlinie berühren nicht die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften des nationalen 

Steuerrechts der Mitgliedstaaten oder des 

Steuerrechts ihrer gebiets- oder 

verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten 

einschließlich der Durchsetzung der 

Steuervorschriften bei 

grenzüberschreitenden Umwandlungen, 

Verschmelzungen und Spaltungen. 

Wegzugsmitgliedstaaten haben zum 

Beispiel im Einklang mit der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union das Recht, stille 

Reserven wegziehender Gesellschaften zu 

besteuern, die im Wegzugsmitgliedstaat 

noch nicht besteuert wurden. 

Or. en 
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Änderungsantrag 191 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 58 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(58) Die Bestimmungen dieser 

Richtlinie berühren nicht die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften des nationalen 

Steuerrechts der Mitgliedstaaten oder des 

Steuerrechts ihrer gebiets- oder 

verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten 

einschließlich der Durchsetzung der 

Steuervorschriften bei 

grenzüberschreitenden Umwandlungen, 

Verschmelzungen und Spaltungen. 

(58) Die Bestimmungen dieser 

Richtlinie berühren nicht die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften des nationalen 

Steuerrechts der Mitgliedstaaten oder des 

Steuerrechts ihrer gebiets- oder 

verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten 

einschließlich der Durchsetzung der 

Steuervorschriften bei 

grenzüberschreitenden Umwandlungen 

und Verschmelzungen. 

Or. de 

 

Änderungsantrag 192 

Martin Schirdewan 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 60 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(60) Da die Ziele dieser Richtlinie, 

nämlich die Erleichterung und Regelung 

von grenzüberschreitenden 

Umwandlungen, Verschmelzungen und 

Spaltungen, auf Ebene der Mitgliedstaaten 

nicht ausreichend verwirklicht werden 

können, sondern besser auf Unionsebene 

zu verwirklichen sind, kann die Union im 

Einklang mit dem in Artikel 5 des 

Vertrages über die Europäische Union 

niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig 

werden. Entsprechend dem in demselben 

Artikel genannten Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie 

nicht über das für die Erreichung dieser 

Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(60) Da die Ziele dieser Richtlinie, 

nämlich die Erleichterung und Regelung 

von grenzüberschreitenden Umwandlungen 

und Verschmelzungen, auf Ebene der 

Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden können, sondern 

besser auf Unionsebene zu verwirklichen 

sind, kann die Union im Einklang mit dem 

in Artikel 5 des Vertrages über die 

Europäische Union niedergelegten 

Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie 

nicht über das für die Erreichung dieser 

Ziele erforderliche Maß hinaus. 
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Or. de 

Änderungsantrag 193 

Sven Giegold 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 63 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(63) Die Kommission sollte eine 

Evaluierung dieser Richtlinie vornehmen. 

Diese Evaluierung sollte sich gemäß 

Nummer 22 der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom 13. April 2016 

zwischen dem Europäischen Parlament, 

dem Rat der Europäischen Union und der 

Europäischen Kommission über bessere 

Rechtsetzung51 auf fünf Kriterien – 

Effizienz, Effektivität, Relevanz, Kohärenz 

und Mehrwert – stützen und die Grundlage 

für Folgenabschätzungen für mögliche 

weitere Maßnahmen bilden. 

(63) Die Kommission sollte eine 

Evaluierung dieser Richtlinie vornehmen. 

Diese Evaluierung sollte sich gemäß 

Nummer 22 der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom 13. April 2016 

zwischen dem Europäischen Parlament, 

dem Rat der Europäischen Union und der 

Europäischen Kommission über bessere 

Rechtsetzung51 auf fünf Kriterien – 

Effizienz, Effektivität, Relevanz, Kohärenz 

und Mehrwert – stützen und die Grundlage 

für Folgenabschätzungen für mögliche 

weitere Maßnahmen bilden. Im Rahmen 

dieser Evaluierung sollte den 

Auswirkungen dieser Richtlinie auf die 

Aufdeckung und Verhinderung von 

Fällen grenzüberschreitender 

Umwandlungen, Verschmelzungen oder 

Spaltungen, die künstliche Gestaltungen 

darstellen, besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt werden. 

_________________ _________________ 

51 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1. 51 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1. 

Or. en 

 


